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Die Akademie 





Über die Akademie 
 
Die Akademie der Wissenschaften zu Göttingen wurde 1751 als „Königliche Socie-
tät der Wissenschaften“ gegründet. Sie sollte neben der seit 1737 bestehenden Uni-
versität, deren Hauptaufgabe die Lehre war, ein besonderer Ort der Forschung sein. 
In ihr sollten, wie ihr erster Präsident, der berühmte Schweizer Universalgelehrte 
Albrecht von Haller, es ausdrückte, „Decouverten“, also Entdeckungen, gemacht 
werden. So ist es geblieben, wenngleich seither die Forschung in größerem Umfang 
von den Universitäten und von außeruniversitären Einrichtungen betrieben wird. 
Die Akademie betreibt zahlreiche Forschungsvorhaben auf vielen verschiedenen 
Gebieten. Die Publikationen der Akademie (Abhandlungen, Jahrbuch, Göttingische 
Gelehrte Anzeigen) sind weltweit verbreitet, besonders durch den Schriftentausch, 
der die Akademie mit mehr als 800 in- und ausländischen Partnern verbindet. 

Die Akademie gliedert sich in zwei Klassen, die Geistes- und Gesellschaftswis-
senschaftliche und die Mathematisch-Naturwissenschaftliche Klasse, jede mit bis zu 
40 Ordentlichen und 100 Korrespondierenden Mitgliedern. Während des Semesters 
versammeln sich beide Klassen alle zwei Wochen zu gemeinsamen Sitzungen, in 
denen wissenschaftliche „Decouverten“ vorgetragen und diskutiert werden. Dazu 
kommen öffentliche Vorträge und Symposien. Die Klassen ergänzen ihren Mitglie-
derbestand durch Zuwahlen. Als Mitglieder werden Gelehrte gewählt, die anerkann-
termaßen den Stand ihres Faches wesentlich erweitert haben. Es gibt Ordentliche, 
Korrespondierende und Ehrenmitglieder. Die Ordentlichen Mitglieder müssen ih-
ren Wohnsitz in Norddeutschland haben, während die anderen Mitglieder aus allen 
Teilen Deutschlands und aus Ländern der ganzen Welt kommen können. Viele be-
rühmte Gelehrte waren Mitglieder der Göttinger Akademie, darunter Christian 
Gottlob Heyne, Jacob und Wilhelm Grimm, Georg Christoph Lichtenberg, Fried-
rich Wöhler, Carl Friedrich Gauß, Wilhelm Eduard Weber, Friedrich Christoph 
Dahlmann, Julius Wellhausen, David Hilbert, Adolf Windaus, Max Born, Otto 
Hahn, James Franck, Werner Heisenberg, Alfred Heuß und Franz Wieacker. 

Die Mitglieder der Geistes- und Gesellschaftswissenschaftlichen Klasse vertreten 
alle Richtungen der Geistes- und der Sozialwissenschaften. In der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Klasse sind vertreten: Mathematik, Physik, Medizin, Che-
mie sowie die Geo- und die Biowissenschaften. Da die Sitzungen in der Regel von 
beiden Klassen gemeinsam abgehalten werden, ermöglicht dies der Akademie wie 
nur wenigen anderen Institutionen Kontakte und Zusammenarbeit von Vertretern 
ganz verschiedener Forschungsgebiete. 

Die Akademie verleiht regelmäßig verschiedene Preise, die der Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses oder der Auszeichnung bedeutender Gelehrter 
dienen. Mit ihrer Gauß-Professur gibt sie herausragenden Forscherinnen und For-
schern die Gelegenheit zu einem Arbeitsaufenthalt in Göttingen und zur Teilnahme 
am Leben der Akademie. 
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Neben den Forschungsarbeiten der beiden Klassen gehört zu den Aufgaben der 
Akademie die Betreuung wissenschaftlicher Langfristunternehmungen, die die Ar-
beitskraft und oft auch die Lebenszeit eines einzelnen Forschers übersteigen. Meist 
sind sie Bestandteil des sogenannten Akademienprogramms, das, finanziert von 
Bund und Ländern, durch die Union der deutschen Akademien der Wissenschaften 
koordiniert wird. Mit den anderen Mitgliedern dieser Union, den Akademien in Ber-
lin, München, Leipzig, Heidelberg, Mainz, Düsseldorf und Hamburg, besteht auch 
sonst eine enge Zusammenarbeit. Zur Durchführung ihrer Forschungsvorhaben bil-
det die Akademie Kommissionen. Diesen gehören auch Gelehrte an, die nicht Mit-
glieder der Akademie sind. 

Seit ihrer Gründung vor 271 Jahren hat sich die Akademie in mancher Hinsicht 
gewandelt und weiterentwickelt, sie ist aber ihrer Aufgabe, die Wissenschaft zu för-
dern, immer treu geblieben. 

 
 
 
 

Die Niedersächsische Akademie der Wissenschaften zu Göttingen ist eine Körper-
schaft öffentlichen Rechts. Die Satzung kann unter folgendem Link eingesehen 
werden: 
https://adw-goe.de/fileadmin/dokumente/geschaeftsstelle/Merkblaetter_und_Ze
rtifikate/Akademie-Satzung_aktuell_04.11.2022.pdf  
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Jahresfeier der Akademie 2022 
 
Daniel Göske 
Begrüßungsansprache und Tätigkeitsbericht des Präsidenten 
 
Herzlich Willkommen, meine Damen und Herren, zur Jahresfeier der Akademie, die 
traditionell im eher feiertagsarmen November stattfindet. Wir haben heute wirklich 
allerlei zu feiern, zuallererst die Anwesenheit unserer Gäste, aus Berlin, aus Han-
nover, aus Leipzig, Kassel, Braunschweig und natürlich aus der Stadt Göttingen und 
ihrem Umland.  

Obwohl wir uns über jeden einzelnen Gast freuen, möchte ich vorschlagen, den 
Applaus für diejenigen, die ich gleich namentlich nenne, zu bündeln. Dann haben 
wir mehr Zeit für die Musik, für das Grußwort unseres Ministers, für den Jahres-
bericht, die Preisverleihung und natürlich, dies vor allem, für den Festvortrag.  

Sehr geehrte Frau Dr. Nick: wir sind Ihnen herzlich dankbar, dass Sie aus dem 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft zu uns gekommen sind, um 
über die Suche nach neuen Lösungen für die Agrar- und Ernährungspolitik in diesen 
Krisenzeiten zu sprechen. Sie treffen auf ein höchst interessiertes Publikum. Denn 
die öffentliche Ringvorlesung, die unsere Universität mit der Akademie veranstaltet 
und die Professor von Cramon organisiert hat, behandelt in diesen Wochen schwer-
punktmäßig die Folgen des Kriegs in der Ukraine für die Agrarpolitik, die Land-
wirtschaft, den Getreidemarkt, in Deutschland, der EU und darüber hinaus. Und in 
der Akademiewoche Anfang September haben wir gehört, welchen Beitrag die Bio-
ökonomie für den Strukturwandel zu einer nachhaltigeren Gesellschaft leisten kann. 
Ihr Vortrag, liebe Frau Dr. Nick, wird also auf helle Köpfe mit sehr offenen Ohren 
treffen.  

Ganz besonders freuen wir uns, dass wir, nach langen Jahren der Abstinenz, 
heute den niedersächsischen Minister für Wissenschaft und Kultur begrüßen dürfen. 
Das Zweitwichtigste, was jemand in Ihrem Amt, lieber Herr Mohrs, einem schenken 
kann, ist Zeit. Dass Sie, so kurz nach Ihrer Amtseinführung vor einer guten Woche, 
den Weg nach Göttingen gefunden haben, ist ein großartiges Signal, für das ich 
Ihnen herzlich danke. Unser Dank geht auch an Professor Schachtner, den neuen 
Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft und Kultur, und – last but certainly 
not least – an Herrn Rüdiger Eichel, ebenfalls im MWK, der uns ja schon seit langem 
freundlich besucht (auch in Krisenzeiten) und kritisch berät.  

Wir von der Akademie sind, wenn ich das so forsch sagen darf, scharf darauf, die 
Kontakte und Kooperationen mit dem Ministerium, aber auch mit dem Parlament 
in Hannover weiter auszubauen. Denn auch wenn das Ziel der Wissenschaft nicht 
primär in der Politik- und Gesellschaftsberatung liegt, so suchen wir doch den 
Kontakt zu unseren gewählten Volksvertretern. Sie sind es ja, die oft schwierigste 
Entscheidungen über komplexe Zukunftsfragen fällen müssen, Fragen, die die 
Wissenschaft vielleicht präzise beschreiben, aber nicht immer schon zweifelsfrei 
beantworten kann.  
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Adelt es die Politik, wenn sie sich für die Wissenschaft interessiert? Als Amerika-
nist sage ich: Aber ja doch! Daher bin ich sehr froh, lieber Herr Dr. Philippi, dass 
wir Sie als Mitglied der SPD-Fraktion des Bundestags für den Landkreis Göttingen 
wieder bei uns begrüßen dürfen. Und dass Sie, sehr geehrte Frau Pippa Schneider, 
als wissenschaftspolitische Sprecherin der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen, so kurz nach unserer persönlichen Einladung zu uns gekommen sind, ist 
ein wunderbares Zeichen. Man kann ja an einem Samstagvormittag auch andere 
Dinge tun, wenn man viel Arbeit und Familie hat.  

Mein Dank geht auch an das stark geforderte Präsidium unserer großen Göttin-
ger Schwester, der Universität. Lieber Herr Tolan, liebe Frau Holler, lieber Herr 
Lossau: Die Zusammenarbeit mit Ihnen ist, das sage ich als relativer Novize im Amt 
und als Gast in Ihrer wunderschönen Aula, ein ausgesprochenes Vergnügen. Wir 
von der Akademie wollen diese Kooperation auf allen Ebenen weiter ausbauen, auch 
im Hinblick auf die Exzellenzinitiative.  

Die betrifft auch unsere großartige Staats- und Universitätsbibliothek, mit der 
wir nicht nur in großen Digitalisierungsprojekten eng und gut zusammenarbeiten. 
Ich begrüße daher sehr herzlich Frau Brannemann, die stellvertretende Direktorin 
der SUB, jenem berühmten Wissensspeicher, den ich seit meinem ersten Semester 
im Jahr 1979 mit noch immer wachsender Begeisterung frequentiere. Die SUB trägt 
entscheidend dazu bei, dass Göttingen seit über 250 Jahren ein ganz besonderer Ort 
der Forschung und der Lehre ist. 

Göttingen ist die Stadt, die Wissen schafft, für unser Bundesland und weit da-
rüber hinaus. Wissenschaft wächst eben nicht auf der grünen Wiese. Wir sind daher 
sehr dankbar, liebe Frau Oberbürgermeisterin Broistedt, dass Sie heute hier sind – 
und uns nachher auch noch zum Empfang einladen, ins Alte Rathaus. Da sind wir 
mit vielen Veranstaltungen oft zu Gast. Neulich haben wir dort, auf der Akademie-
woche zur Bioökonomie, auch mit Ihnen diskutiert, liebe Frau Bürgermeisterin 
Oshionwu. Sehr schön, dass Sie heute mit uns feiern. Das gilt auch für die stell-
vertretende Landrätin des Landkreises Göttingen: Sehr geehrte Frau Diebel-Geries, 
wir bedanken uns für Ihr Interesse.  

Aus der Union der acht deutschen Akademien der Wissenschaften begrüße ich 
stellvertretend Herrn Professor Wiesmeth. Er ist der Präsident der Sächsischen 
Akademie der Wissenschaften zu Leipzig, die vor wenigen Wochen mit großem 
öffentlichen Zulauf den alljährlich stattfindenden Akademientag ausgerichtet hat. 

Göttingen hat, nicht alle von Ihnen wissen das, einen Nabel – man kann nachher 
auf dem Weg zum Rathaus daran vorbeigehen. Aber Göttingen ist nicht der Nabel 
der wissenschaftlichen Welt. Aus den geographisch benachbarten wissenschaft-
lichen Einrichtungen begrüße ich Herrn Professor Richter, den Präsidenten der 
Braunschweigischen Wissenschaftlichen Gesellschaft. Mit der BWG kooperieren 
wir schon lange; letzten Freitag erst haben wir in Braunschweig ein Symposium über 
archaische Biosignaturen und die ersten Formen des Lebens abgehalten. Und nun 
gestatten Sie mir, besonders herzlich meine Chefin willkommen zu heißen: Frau 
Professorin Clement, die Präsidentin der Universität Kassel. Sie hat mir mein 
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Lehrdeputat erleichtert, damit ich, wie zuvor Professor Gardt, mein Kasseler Kol-
lege und mein Vorbild im Präsidentenamt, einige Jahre die süße Bürde dieses Ehren-
amts tragen kann.  

And now for something more important. Ein herzliches Willkommen an unsere 
drei Preisträger, die wir heute auch feiern: Frau Dr. Saskia Limbach, die den Preis 
für Geisteswissenschaften bekommt, Herr Dr. Simon Bellmann, der den Hanns-
Lilje-Preis und Herr Dr. Tobias Weißmann, der den Hans-Janssen-Preis erhält. 

Der Applaus, der jetzt aufbrandet, gilt allen, die ich namentlich genannt habe, 
von Frau Dr. Nick und Minister Mohrs bis zu Ihnen dreien.  

Und nun die nicht namentliche Begrüßung, in Bausch und Bogen (unsere Wörter-
buchspezialisten könnten sagen, wann und wo diese schöne Wendung zuerst auf-
kam) – in Bausch und Bogen, aber nicht minder herzlich. Ich begrüße die beiden 
stolzen Säulen unserer Akademie: erstens die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
unserer zwanzig Langzeitprojekte im bundesweiten, weltweit einzigartigen Akade-
mienprogramm. Und zweitens die ordentlichen und die korrespondierenden Mit-
glieder unserer Gelehrtengesellschaft, soweit sie leibhaftig hier in der Aula sind oder 
uns von fern auf den Bildschirmen begleiten. Diese beiden Säulen würden freilich 
mehr als wackeln, wenn es das Fundament nicht gäbe. Es ist nicht dick, es ist nicht 
stark, es ist nicht unbegrenzt belastbar (denn unser Grundhaushalt ist ja prekär / 
und dazu sag ich später mehr). Aber das tapfere und überaus kompetente Personal 
unserer Geschäftsstelle, das Dream Team aus der Theaterstraße, macht die Arbeit 
im Präsidium trotz allem zu einer wirklich süßen Bürde. 

Und schließlich ein herzliches Willkommen allen, die ich nicht genannt habe und 
die aus der Stadt und von weiter her zu uns gekommen sind oder uns zusehen. Ganz 
besonders herzlich begrüße ich unsere jungen Musiker: Nathalie Lewis und Jihwan 
Hong von der Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover, genauer 
gesagt: vom dortigen Institut für Frühförderung musikalisch Hochbegabter. Sie 
machen, noch vor dem Grußwort unseres Ministers, unsere Feier zu einem Fest – 
einem Fest übrigens ohne Handys, die im falschen Moment losklingeln.  

Manchmal kann man auch ohne Handy gut leben. Aber kann man ohne Bach 
leben? Es gibt Leute, die glauben, ein Leben ohne Bach sei theoretisch möglich. 
Aber ist es lebenswert? Danke, liebe Nathalie Lewis, dass Sie diese Frage jetzt für 
uns beantworten.  
 
Jahresbericht 

Lieber Herr Minister Mohrs, haben Sie herzlichen Dank für dieses ermutigende 
Grußwort. Ich antworte darauf mit meinem Jahresbericht. Er beginnt, wie immer, 
in Moll. 

„Mitten wir im Leben sind von dem Tod umfangen“. Luthers Choral, seine Über-
setzung einer lateinischen Antiphon aus dem 11. Jahrhundert, formuliert eine Tat-
sache, der man nicht gern ins Auge blickt. Aber wir müssen und wollen es tun, auch 
in der Akademie. Vor genau einem Jahr mussten wir am Ende unserer Totenehrung 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich zu Beginn meines eigent-
lichen Jahresberichts für diejenigen, die uns zum ersten Mal besuchen, skizzieren, 
was die Akademie ist, was sie tut und was sie – wenn sie dazu ertüchtigt wird – noch 
gern tun möchte.  

Erstens: Was wir sind. Unsere Akademie wurde 1751 gegründet. Damit ist sie die 
älteste kontinuierlich bestehende Akademie Deutschlands. Nach der Anzahl der von 
ihr betreuten Langzeitforschungsprojekte ist sie heute eine der größten. Leider ist 
sie, seit vielen Jahren, auch die ärmste.  

In der internationalen Wissenschaftssprache des 18. Jahrhunderts hieß unsere 
Akademie zunächst Societas Regia Scientiarum Gottingensis, auf Deutsch Königliche Societät 
der Wissenschaften zu Göttingen. Ihr Gründer war der Schweizer Naturforscher und 
Dichter Albrecht von Haller, dessen Büste sie auf unserer neuen Website sehen 
können. Haller wollte ausgezeichnete Forscher – damals waren es nur Männer (aber 
das hat sich gründlich geändert) – ins interdisziplinäre Gespräch bringen. Die Socie-
tät sollte als wissenschaftliches Komplement zur Universität dienen, die damals noch 
eine reine Lehranstalt war. Haller aber wusste: „ein Academiste muss erfinden!“ Also 
forschen. Und das geschieht nicht im einsamen Elfenbeinturm. Daher die frühe 
Gründung dieser traditionsreichen interdisziplinären Forschungseinrichtung 

Die Akademie hat ihren Namen immer wieder angepasst, als Königliche Societät 
im kurzlebigen Königreich Westfalen (1807–1813), dann im Königreich Hannover 
(1814–1866), danach und bis 1918 in der preußischen Provinz Hannover. In der 
Weimarer Republik fiel dann natürlich das Adjektiv „Königlich“ weg. Und in den 
finsteren Jahren der Nazizeit, als 29 Mitglieder aus rassistischen oder politischen 
Gründen verfemt und ausgeschlossen wurden (oder austraten), ersetzte man den 
Begriff der Societät durch den der „Akademie“. Seit 1946, also der Gründung 
Niedersachsens, garantiert die Verfassung unseres Bundeslandes den Erhalt der 
Akademie der Wissenschaften zu Göttingen, die zu den „überkommenen heimat-
gebundenen Einrichtungen“ zählt.  

Gerade ist im Göttinger Wallstein Verlag ein gewichtiges Buch der Wissen-
schaftshistorikerin Désirée Schauz über die Geschichte der Akademie zwischen 
1914 und 1965 erschienen. Es trägt den Titel „Umkämpfte Identitäten“ und bildet 
den krönenden Abschluss unserer vom Kollegen Schumann geleiteten Forschungs-
kommission zum Thema Die Göttinger Akademie und die NS-Zeit. Das Buch ist im 
Handel erhältlich, und alle unsere Schwesterakademien haben ein Exemplar be-
kommen. 

Im Kreis dieser acht Akademien sind wir die einzige, die während des Semesters 
alle zwei Wochen Freitagnachmittags im Akademiesaal zusammenkommt, um kurze 
oder lange Vorträge über die Forschungen unser Mitglieder zu hören und den 
interdisziplinären Austausch zu pflegen. Ich mag das betriebswirtschaftliche Gerede 
vom Unique Selling Point, vom Alleinstellungsmerkmal nicht. Aber diese regel-
mäßigen, verbindlichen und verbindenden Plenarsitzungen mit beiden Klassen, der 
mathematisch-naturwissenschaftlichen und der geistes- und gesellschaftswissen-
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schaftlichen Klasse, sind etwas ganz Besonderes. Und sie lohnen den großen Auf-
wand, den unsere Geschäftsstelle dafür betreiben muss, immer.  

Seitdem die verfluchte Seuche abebbt, die uns für Monate bei unseren unver-
drossen stattfindenden Sitzungen vor die heimischen Bildschirme verbannt hatte, 
finden die Plenarsitzungen in hybrider Form statt. Kamera und Mikrophon ermög-
lichen den regen Austausch. Das funktioniert trotz suboptimaler Ausstattung ziem-
lich gut. Wenn wir früher mit 35 und mehr Kolleginnen und Kollegen im Akademie-
saal saßen, wurde es eng. Heute haben wir manchmal doppelt so viele Teilnehmer, 
real und virtuell. Das ist eine sehr gute Entwicklung. 

„Göttingen“ – wie unsere Akademieschwestern sagen, denn wir reden uns mit 
den Ortsnamen an – öffnet sich, auch in den traditionell ortsgebundenen Veran-
staltungen. So können wir unsere vielen auswärtigen und kooperierenden Mitglieder 
besser beteiligen. Manche schalten sich aus Massachusetts, Mallorca, München oder 
Freiburg zu, andere aus unserem engeren Einzugsbereich: aus Kiel, Hamburg, 
Oldenburg, Münster, Bielefeld, Marburg, Kassel, Braunschweig oder Hannover. 
Zwei Beispiele: Auf unserer ersten Sitzung am 21. Oktober referierte unsere 
Kollegin Nivedita Mani über frühkindliche kognitive Sprachentwicklungen in der 
Pandemie. Frau Mani sprach aus Indien zu uns, wo sie mit ihrer Familie Verwandte 
besuchte. Anfang November kam unser mathematischer Kollege Heinz-Otto 
Peitgen aus Bremen zu uns, denn er wollte seinen Vortrag über die verborgenen 
Herausforderungen der Energiewende lieber von Angesicht zu Angesicht halten. 
Beides geht, virtuell oder real – der interdisziplinäre, zweiwöchentliche Austausch 
beider Klassen funktioniert. In der nächsten Sitzung spricht zuerst Kollege Jürgen 
Udolph, der unser Großprojekt über Ortsnamen zwischen Elbe und Rhein leitet, 
über „Heimat und Landnahme der Ostslawen“ und danach referiert unsere neu 
zugewählte Physikochemikerin Melanie Schnell vom Deutschen Elektronen-Syn-
chrotron in Hamburg. 

So sieht der regelmäßige wissenschaftliche Austausch in unserer ersten Säule, der 
Gelehrtengesellschaft, aus. Diese wird im Übrigen immer vielfältiger. Die Zeiten, da 
die Göttinger Akademie fast ausschließlich aus Professoren der hiesigen Universität 
bestand, sind vorbei. Es gibt immer mehr Kolleginnen, immer mehr Mitglieder haben 
einen nicht deutschen Bildungs- und Ausbildungshintergrund, wir gewinnen immer 
mehr Mitglieder aus dem (wie es in unserer Satzung heißt) „Norden Deutschlands“ 
– und der fängt eben da an, wo der Süden aufhört. Auch die Fächerlandschaft diver-
sifiziert sich.  

Natürlich bildet die große Göttinger Universität mit ihren vielen, z.T. kleinen 
Fächern noch immer einen gewichtigen Schwerpunkt, vor allem in der geistes- und 
gesellschaftswissenschaftlichen Klasse. Nach neuester Zählung sind von den 36 akti-
ven, ordentlichen Mitgliedern (das meint Mitglieder unter 70, die für das Quorum 
zählen) 28 aus Göttingen, je zwei aus Münster und Kassel und je ein Mitglied aus 
Braunschweig, Hamburg, Hannover und Osnabrück. Gut 30 % der Klassenmit-
glieder sind Frauen.  
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In den Naturwissenschaften und der Mathematik sieht der Trend ähnlich aus. 
Von 37 aktiven Mitgliedern kommen 29 aus Göttingen, die anderen aus (von 
Norden nach Süden geblickt) Kiel, Hamburg, Bremen, Hannover, Bochum, Kassel, 
Leipzig und Marburg. In der MatNat-Klasse sind 27 % der Mitglieder weiblich.  

Langzeitbeobachter merken, dass die Öffnung und Ausdifferenzierung der Aka-
demie große Fortschritte gemacht hat. Die voranschreitende Diversifizierung der 
Fachdisziplinen en detail zu skizzieren, fehlt mir heute die Zeit. Was den Gesamtan-
teil von aktiven, ordentlichen weiblichen Mitgliedern angeht, so liegt die Akademie 
jedenfalls bereits jetzt über der Zahl, die in den Zielvereinbarungen vom Sommer 
2021 für das Jahr 2024 anvisiert wurde. 

So soll es weitergehen. Denn, wie mein akademischer Lehrer Armin Pal Frank 
sagte, wer sich auf seinen Lorbeeren ausruht, trägt sie am falschen Körperteil. Die 
Akademie „zu“ Göttingen wird – in der Gelehrtengesellschaft – immer vielfältiger. 
In der zweiten Säule, also bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unserer großen 
Langzeitprojekte, die bis zu 25 Jahre dauern dürfen, ist das schon seit langem so. 
Das liegt in der Natur vieler Themen, die dort im Rahmen des 1979 ins Leben 
gerufenen Akademienprogramms bearbeitet werden. Dies hälftig vom Bund und den 
jeweiligen Sitzländern finanzierte, weltweit einmalige Förderformat wird von der 
Union der Akademien koordiniert. Es dient der „Erschließung, Sicherung und Ver-
gegenwärtigung weltweiter kultureller Überlieferungen.“  

Bei einem Finanzvolumen von knapp 73 Millionen Euro umfasst das Akade-
mienprogramm 128 Vorhaben mit rund 188 Arbeitsstellen und ca. 900 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern. Hinzu kommen gut 100 Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, die sich ehrenamtlich in diesen Projekten engagieren. Unsere 
Akademie ist das größte geisteswissenschaftliche Forschungsinstitut in ganz Nord-
deutschland. Sie betreut 20 langfristige, nachhaltige, international vernetzte und 
global ausstrahlende Großprojekte im Akademienprogramm, die Sie alle auf unserer 
Website ausführlich besichtigen können. Ich möchte beispielhaft hier einige unserer 
Editionen und Wörterbücher nennen, die gedruckt und digital weltweit zur Ver-
fügung stehen: 

- Die Editio critica maior des griechischen Psalters, also des wirkungsmächtigsten 
Teils der berühmten Septuaginta, der griechischen Übersetzung des Alten Testa-
ments, deren Erforschung in Göttingen eine reiche Tradition hat, 

- die digitale Gesamtedition und Übersetzung des koptischen Alten Testaments, 
also das erste Grundbuch der ägyptischen Christen, die diese komplizierte Edi-
tionsarbeit nicht leisten könnten, 

- das Mittelhochdeutsche und das Frühneuhochdeutsche Wörterbuch, also essen-
tielle Grundlagen für die Sprach-, Rechts-, Theologie-, Philosophie- und Alltags-
geschichte – und für die Ausbildung zukünftiger Deutschlehrer,  

- das Wörterbuch des Altuigurischen, also jener Sprache, die für die Turksprachen 
vieler Nationen zwischen der Türkei und dem Westen Chinas eine ähnliche Rolle 
spielt wie das Latein für die romanischen Sprachen. Die Bedeutung dieses Pro-
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jekts kann man daran ablesen, dass schon das kürzlich auch digital publizierte 
Handwörterbuch des Altuigurischen in wenigen Monaten ca. 10.000 Downloads 
weltweit erreicht hat.  

Diese und ähnliche Editionsprojekte der Akademie sollen auch beim geisteswissen-
schaftlichen Cluster der geplanten Exzellenzinitiative der Universität eine gewichtige 
Rolle spielen. Die Federführung hat unser ehemaliger Vizepräsident Thomas Kauf-
mann, Leibnizpreisträger von 2020 und Mitglied der British Academy. Natürlich ist 
die SUB maßgeblich in diesem Cluster involviert, auch die Herzog August Bibliothek 
in Wolfenbüttel. Zu unseren anderen Großprojekten – ich nenne nur einige – zählen: 

- Die Karl-Jaspers-Gesamtausgabe, die wir mit der Heidelberger Akademie be-
treuen, mit Arbeitsstellen in Heidelberg und Oldenburg, 

- die große Leibniz-Edition, für die wir mit der Berlin-Brandenburgischen Aka-
demie kooperieren, mit Standorten in Berlin, Potsdam, Hannover und Münster, 

- die Erschließung und Digitalisierung der „Prize Papers“, also der Prisenpapiere 
englischer Kaperschiffe zwischen 1652 und 1815, die im Archiv der Admiralität 
in London liegen. Dank ihrer 160.000 teils ungeöffneter Briefe und verschie-
denster erbeuteter Gegenstände bieten sie faszinierende Einblicke in die Ge-
schichte von Migration und Sklaverei, von Handelsbeziehungen, Kriegen, Auf-
ständen und in die Alltagsgeschichte am Beginn der Moderne. 

Für Norddeutschland besonders wichtig ist das Projekt zu den Ortsnamen zwischen 
Rhein und Elbe sowie die Erforschung der Inschriften des Mittelalters und der 
frühen Neuzeit. Dieses Mammutprojekt wird zusammen mit den Akademien in 
Leipzig, Düsseldorf, Heidelberg, Mainz, München und Wien durchgeführt; unsere 
Arbeitsstellen in Göttingen und Greifswald erfassen die deutschen und lateinischen 
Inschriften von Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern zwischen 800 und 
1650. Sie können sich vorstellen, dass die Publikationen unserer Forschungsteams 
auch in der Fläche, bei Lokal- und Regionalhistorikern, auf großes Interesse stoßen. 

In diesen und ähnlichen Projekten mündet dank des Engagements unserer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Grundlagenforschung fast unmittelbar in die 
Öffentlichkeitsarbeit, die einen wichtigen Teil unserer Arbeit als Akademie aus-
macht. Das Engagement für die Wissenschaftskommunikation auf lokaler, regiona-
ler und nationaler Ebene im Rahmen der Akademienunion läuft parallel. Das möchte 
ich Ihnen anhand einiger unserer Aktivitäten des letzten halben Jahres beispielhaft 
zeigen. Ich wähle einen chronologischen Ansatz. 

Am 28. April haben wir im Göttinger Rathaus eine sehr gut besuchte Podiums-
diskussion zum Thema Ein Krieg mit Geschichte? Hintergründe zum Einmarsch der 
russischen Armee in die Ukraine veranstaltet. Referenten waren die Europapolitikerin 
Viola von Cramon-Taubadel, zu deren Schwerpunkten die Ukraine gehört, und 
unsere Mitglieder Manfred Hildermeier, Professor für osteuropäische Geschichte, 
und der slawistische Sprachwissenschaftler Werner Lehfeldt. Die lebhafte, wegen 
einiger Verschwörungstheoretiker auch streitbare Diskussion wurde von unserem 
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Politikwissenschaftler Andreas Busch so souverän moderiert, dass es zu keinen 
Schreiattacken und Handgreiflichkeiten kam. Aber manchmal muss sich auch eine 
Akademie mal ins Getümmel begeben. 

 
Manfred Hildermeier, Viola von Cramon-Taubadel, Andreas Busch, Werner Lehfeldt (v.l.) 

Ruhiger ging es bei der Tagung der Union aller acht Akademien am 5. Mai im 
Gartensaal der Geschäftsstelle und, nach der erfolgreichen Wahl eines neuen Vor-
stands, unter dem Lebensbaum im Akademiegarten zu. Seitdem ist die Göttinger 
Akademie auch im vierköpfigen Vorstand der Union aktiv.  

Heiß und windig war es vom 10. bis 12. Juni am Maschsee in Hannover. Zum ersten 
Mal hat sich die Göttinger Akademie auf dem Tag der Niedersachsen vorgestellt.  

 
Ernst Leon Hahne, Ministerpräsident Stephan Weil, Daniel Göske, Katharina Kagerer und 
Claudia Korsmeier (v.l.) 
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Das Zelt war klein. Zu mehr reichte unser Etat nicht. Aber der Andrang war groß. 
Besonders schön war der Besuch des Ministerpräsidenten – und die Erfahrung, wie 
groß das öffentliche Interesse an unseren Forschungsprojekten Ortsnamen und 
Deutsche Inschriften war. Ich bin den unermüdlichen Mitarbeiterinnen wie Dr. Wulf, 
Dr. Kagerer, Dr. Ohainski und anderen, die ihr Wochenende fröhlich opferten, 
dafür herzlich dankbar und denke mir: ab jetzt kein Tag der Niedersachsen ohne die 
Akademie Niedersachsens.  

Ein weiterer Höhepunkt war unsere öffentliche Sommersitzung am 24. Juni. Da 
haben wir unsere höchste Auszeichnung für hervorragende und in der Öffentlichkeit 
hoch angesehene Wissenschaftler, an Prof. Douglas Hofstadter verliehen. 

 
Douglas Hofstadter, digital der Sommersitzung zugeschaltet 

Der US-amerikanische Physiker, Informatiker und Kognitionswissenschaftler, des-
sen Kultbuch „Gödel, Escher, Bach“ von 1979 viele von Ihnen kennen dürften, 
erhielt die goldene Lichtenberg-Medaille. Leider konnten wir sie ihm – die verfluchte 
Seuche war schuld – nur virtuell überreichen, da Hofstadter an seiner Universität in 
Bloomington bleiben musste. Er hängt sehr an Göttingen und bedankte sich für die 
Ehrung mit einem witzigen, extra für uns geschriebenen Vortrag zum Thema 
„Human Translation vs. Machine Translation“. 

Wenige Tage später, am 1. und 2. Juli, ging es in der schönen, aber zu selten be-
spielten Historischen Sternwarte Göttingens um die Energiewende als geowissenschaftliche 
Herausforderung. Unser Mitglied Joachim Reitner diskutierte mit renommierten Ex-
pertinnen und Experten auch aus der Akademie, welche neuen Möglichkeiten der 
alternativen Energiegewinnung es gibt und welche Risiken sie bergen. 
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Simone Kasemann, Daniel Göske, Martin Sauter, Sylvia Sander, Wolfgang Bach, Gerhard 
Wörner, Martin Fleckenstein, Reiner Klemd und Joachim Reitner (v. l.) in der Sternwarte 

Solche und andere aktuelle Themen würden wir gern, in Form von kurzen Impuls-
vorträgen als Diskussionsanreiz oder – wie vor der Seuche – in der Reihe Parlaments-
reden gern auch im Hannoverschen Landtag vorstellen. Wir haben, wie die Leipziger 
oder Heidelberger Akademien, insofern einen Standortnachteil, als unsere Landes-
hauptstadt gut dreißig ICE-Minuten entfernt liegt. Unserer Lust, nach Hannover zu 
kommen und mit unseren politischen Entscheidern ins Gespräch zu kommen, tut 
das keinen Abbruch. Vielleicht, lieber Herr Mohrs, lieber Herr Schachtner und lieber 
Herr Eichel, können wir auch darüber demnächst mal ausführlicher reden. 

Am 9. Juli, man lechzte schon den Semesterferien entgegen, fand hier in Göttingen 
die Nacht des Wissens statt. 

 



22 Daniel Göske 

Zum ersten Mal hat die Akademie die Türen ihrer bescheidenen Geschäftsstelle in 
der Theaterstraße für Besucher geöffnet. Es wurde ein Riesenerfolg: Hunderte 
kamen zwischen 17 und 24 Uhr herein, von Kindern bis zu neugierigen Menschen 
im Spätmittelalter. Man informierte sich an den Ständen, nahm an Ratespielen teil, 
verfolgte eine szenische Darstellung echter Wörterbucharbeit im Garten oder plau-
derte mit unseren unermüdlich zugewandten Mitarbeitern. Vier Projekte präsen-
tierten sich: das Frühneuhochdeutsche Wörterbuch, die Ortsnamen, Qumran digital und 
Wortgeschichte digital. Und als wir nach Mitternacht aufräumten, dachten wir: Ab jetzt 
keine Nacht des Wissens ohne eine weit geöffnete Akademie in der Theaterstraße. 

 
 
Dann kam der Sommer (in dem in den Projekten natürlich weitergearbeitet wurde) 
und der Herbst. Vom 5. bis 8. September fand unsere Akademiewoche im Alten 
Rathaus statt, organisiert von unserem Kollegen Ivo Feussner, Professor für 
Pflanzenbiochemie, und unserem Altpräsidenten, dem Agrarökonomen Stefan 
Tangermann. Vier Experten aus Wissenschaft und Wirtschaft diskutierten mit dem 
Publikum (darunter unsere Bürgermeisterin Oshionwu), welchen Beitrag die 
Bioökonomie leisten kann, um den dringend notwendigen Strukturwandel unserer 
Gesellschaft in Richtung Nachhaltigkeit voranzutreiben.  
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Die beiden Organisatoren der Akademiewoche, Ivo Feußner (li.) und Stefan Tangermann (re.) 
mit dem ersten Referenten Martin Banse (2. v. re.) und Daniel Göske 
 

Kurzer Sprung von Nieder-
sachsen nach Sachsen, genauer: 
nach Leipzig zum Akademien-
tag am 6. Oktober. Das Thema, 
typisch für die Stadt Bachs, 
Mendelsohns und anderer 
Komponisten: Musik und Gesell-
schaft. Das war ein tolles Fest der 
öffentlichen Wissenschaften. 
Sie können viele der Veranstal-
tungen über die Website der 
Leipziger ansehen. Für unsere 
Akademie war Professor Alten-
müller aus Hannover maßgeb-
lich beteiligt. Er ist Direktor des 
Instituts für Musikphysiologie 
und Musiker-Medizin an der 
Hochschule für Musik, Theater 
und Medien Hannover. Und er 
ist Mediziner und Musikwissen-
schaftler. Herr Altenmüller 
moderierte mit großem Ver-
gnügen eine der Diskussions-
runden in der Oper zum Thema 

„Musik und Gesundheit“. Auch ein anderes Mitglied der Göttinger Akademie war 
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in Leipzig im Einsatz: Marcus Hasselhorn vom Leibniz-Institut für Bildungs-
forschung und Bildungsinformation moderierte die Veranstaltung „Musik und 
Bildung“.  
(Foto: Neues Augusteum Leipzig; Daniel Brzoska) 

 
Daniel Göske und Michael Walter präsentieren ihre Neuausgabe von Lord Jim auf dem 
Göttinger Literaturherbst 

Zurück nach Göttingen. Auf dem deutschlandweit berühmten Literaturherbst waren 
wir mit drei Aktionen vertreten. Herr Göske und Michael Walter präsentierten die 
Neuausgabe von Conrads Lord Jim. Professor Kempe, der Arbeitsstellenleiter der 
Leibniz-Edition in Hannover, stellte seinen Wissenschaftsbestseller „Die beste aller 
möglichen Welten“ vor, ein biographisches Kunststück, das ein facettenreiches Bild 
des Universalgenies vermittelt. Die Reise durch den Kopf eines der größten 
deutschen Denker moderierte Dr. Jonas Maatsch, unser kluger Generalsekretär.  

Und im Koptisch-Orthodoxen Kloster in Höxter-Brenkhausen an der Weser 
sprachen Bischof Anba Damian, Dr. Feder, Frau Professorin Behlmer und unser 
Vizepräsident Laut über jenes Akademieprojekt, auf das Millionen von koptischen 
Christen in aller Welt warten: ein komplettes Altes Testament in ihrer Sprache. Die 
ursprüngliche koptisch-sahidische Bibel wurde nämlich zerstört, die Handschriften 
in Einzelblättern und Fragmenten in alle Welt verstreut. In Göttingen werden sie 
editiert und digital zusammengesetzt. 
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Koptische Jesaia-Rolle 

Zum Schluss noch zwei uns wichtige Kooperationen mit niedersächsischen Part-
nern. Im Oberlandesgericht Celle hielt Bettina Schöne-Seifert am 1. November 
einen brillanten und erfrischend meinungsstarken Vortrag „Zur ethischen Debatte 
um ärztliche Suizidhilfe“ – ein „fulminanter Auftakt nach einer langen Corona-
Pause“, wie die Präsidentin des OLG sagte.  

 
Empfang im historischen Plenarsaal des OLG 

Und schließlich das Phaeno in Wolfsburg. Hier veranstalteten wir mit der Braun-
schweigischen Wissenschaftlichen Gesellschaft eine Vortragsreihe zum Thema 
Wahrnehmung. Unsere Mitglieder Nivedita Mani und Eckart Altenmüller, die Sie 
schon kennen, waren dabei. Die Veranstaltungen stehen als Videomitschnitte zur 
Verfügung. 
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Digitale, öffentlich verfügbare Forschungsdaten: Das ist das Credo des Projekts 
Göttinger Digitale Akademie, das vom Niedersächsischen Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur über das Programm „Niedersachsen Vorab“ gefördert wird. Zentrale 
Fragen, die auch andere Akademien und Wissenschaftler generell umtreiben, sind: 
Wie können Daten langfristig gesichert werden, und was kann die Nationale 
Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) dabei leisten? 

Viel ist noch zu tun. Manches werden wir erst so richtig anpacken können, wenn 
wir nach zwölf Jahren der finanziellen „Überrollung“, also einer trotz häufiger Tarif- 
und Kostensteigerungen unveränderten Grundzuweisung, nun einen hinreichenden 
Aufwuchs für die Arbeit der Geschäftsstelle bekämen.1 Erst die dringend benötigte 
Erhöhung des Landeszuschusses für das operative Geschäft wird uns zudem mit 
den anderen Akademien auf Augenhöhe bringen und endlich wieder kleine An-
schubfinanzierungen von Projekten unserer Mitglieder möglich machen. Dass wir 
voller Hoffnung sind, mit der neuen Landesregierung und unserem Ministerium in 
dieser für uns überlebenswichtigen Frage bald weiterkommen, zeigt ein wichtiger 
Beschluss der Plenarsitzung vom 4. November: die Erweiterung unseres seit 1940 
geltenden Namens. 

Auf den Urkunden, die unser Vizepräsident gleich unseren Preisträgern über-
reichen wird, steht noch der alte. Die Namenserweiterung, die wir heute bekannt-
geben, bedeutet eine Verpflichtung für uns wie für unsere Zuwendungsgeber. So-
bald der neue Name im Ministerialblatt erscheint und dann auch der Grundhaushalt 
steigt, kann und wird diese alte Akademie ein neues Kapitel aufschlagen.  

Vielen Dank. 
 
 

1 Die 173.000 Euro, die wir dankenswerterweise seit 2020 bekommen, gehen nämlich aus-
schließlich in die Miete und Bewirtschaftung jener Arbeitsräume unserer Akademie-
projekte, die vorher mietfrei untergebracht waren. 



 
Aus der Arbeit der Akademie 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Rudolf Smend zum 90. Geburtstag 

Reinhard Müller 
 

 
Rudolf Smend an seinem 90. Geburtstag am 17. Oktober 2022  in der Akademie  
(Foto: A. Lochte) 

 
Respekt, Takt und Hingabe. Diese Worte gebrauchte Rudolf Smend in einem Auf-
satz über „die Mitte des Alten Testaments“1, um das Hauptwerk eines der prägends-
ten Alttestamentler des 20. Jahrhunderts zu charakterisieren. Gerhard von Rads 
Theologie des Alten Testaments ist, so Smend, „ein Dokument des Respekts vor 
den Texten“ und „des Takts im Umgang mit ihnen“; „von Rads Hingabe an die 
Texte“ solle sich jeder zum Vorbild nehmen, der nach der Theologie des Alten 
Testaments fragt.2 Respekt, Takt und Hingabe – mit diesen Worten lassen sich auch 
einige Aspekte von Rudolf Smends akademischem Wirken beleuchten, die bei ihm 
gepaart sind mit einer unnachahmlichen Gabe, das Wesentliche in treffende Worte 
zu kleiden, und mit einem feinen Humor. Respekt und Takt erweist Rudolf Smend 
nicht nur den alttestamentlichen Texten, dem Gegenstand seiner Disziplin, sondern 

1 Rudolf Smend, Die Mitte des Alten Testaments (1970), in: Ders., Die Mitte des Alten 
Testaments. Exegetische Aufsätze, Tübingen 2002, 30–74. 

2 AaO 42 und 46. 
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auch den Menschen, die sich mit ihnen befassten und befassen; seine Hingabe gilt 
nicht allein der alttestamentlichen Wissenschaft und ihrer Geschichte, sondern auch 
der Theologie im Ganzen, ja der universitas litterarum, zu der die Theologie gehört, 
die aber natürlich weit über sie hinausgeht. 

Die Liebe zum Alten Testament, geweckt durch die jugendliche Lektüre Julius 
Wellhausens3, war für Rudolf Smend von Anfang an mit dem Bewusstsein dafür 
verbunden, dass die wissenschaftliche Erschließung der alttestamentlichen Schriften 
weit vor unserer Zeit begründet wurde: Auf die „Kritiker und Exegeten“ vergan-
gener Zeiten zu hören, kann das Verstehen des Alten Testaments nur vertiefen.4 Für 
diese Einsicht, die banal scheint, aber immer wieder übergangen wird, hat Rudolf 
Smend mehr getan als irgendein anderer Vertreter seines Faches. Von der frühen, 
noch studentischen Studie zu „Martin Wilhelm Leberecht de Wettes Arbeit am Alten 
und am Neuen Testament“ und der ebenso frühen Untersuchung „Das Mosebild 
von Heinrich Ewald bis Martin Noth“5, beides Baseler Preisaufgaben6, über die 
zahlreichen Beiträge zu Julius Wellhausen7, vorläufig gipfelnd in der Edition seiner 
Briefe8, bis zu der Vielzahl an biographisch-forschungsgeschichtlichen Miniaturen, 
die nicht allein deutschen Alttestamentlern dreier Jahrhunderte gelten, sondern den 
Bogen spannen von Jean Astruc im 18. Jahrhundert bis zu Walther Zimmerli im 20. 

3 S. Rudolf Smend, Stationen eines Theologenweges, in: Martin Huber/Gerhard Lauer (Hg.), 
Wissenschaft und Universität. Selbstportrait einer Generation, FS Wolfgang Frühwald, 
Köln 2005, 79–94, hier 80.  

4 Rudolf Smend, Kritiker und Exegeten. Porträtskizzen zu vier Jahrhunderten alttestament-
licher Wissenschaft, Göttingen 2017. 

5 Rudolf Smend, Wilhelm Martin Leberecht de Wettes Arbeit am Alten und am Neuen 
Testament, Basel 1958; Ders., Das Mosebild von Heinrich Ewald bis Martin Noth, 
Tübingen 1959 (= Ders., Die Methoden der Moseforschung, in: Ders., Zur ältesten 
Geschichte Israels. Gesammelte Studien Band 2, Beiträge zur evangelischen Theologie 100, 
München 1987, 45–115). 

6 Vgl. Martin Keßler, Basler Wissenschaftsförderung im Jahre 1958. Zum Anlass der 
Dissertation von Rudolf Smend, in: Ders./Martin Wallraff (Hg.), Biblische Theologie und 
historisches Denken. Wissenschaftsgeschichtliche Studien, aus Anlass der 50. Wiederkehr 
der Basler Promotion von Rudolf Smend, Studien zur Geschichte der Wissenschaften in Basel. NF 
5, Basel  2008, 9–35. 

7 U.a. Rudolf Smend, Julius Wellhausen und seine Prolegomena zur Geschichte Israels 
(1978), in: Ders., Bibel und Wissenschaft. Historische Aufsätze, Tübingen 2004, 141–158; 
Ders., Wellhausen in Greifswald. Gastvorlesung in Greifswald 1980, in: Ders., Bibel, 
Theologie, Universität. Sechzehn Beiträge, Göttingen 1997, 135–165; Ders., Wellhausen 
und das Judentum (1982), in: Ders., Epochen der Bibelkritik. Gesammelte Studien Band 3, 
Beiträge zur evangelischen Theologie 109, München 1991, 186–215; Ders., Ein Fakultäts-
wechsel. Wellhausen und die Theologie (2006), in: Ders., Zwischen Mose und Karl Barth. 
Akademische Vorträge, Tübingen 2009, 274–300; Ders., The Graf-Kuenen-Wellhausen 
School, in: Joel S. Baden/Jeffrey Stackert (Hg.), The Oxford Handbook of the Pentateuch, 
Oxford 2021, 143–164. 

8 Julius Wellhausen, Briefe, hg. v. Rudolf Smend, in Zusammenarbeit mit Peter Porzig und 
Reinhard Müller, Tübingen 2013. 
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Jahrhundert, ja von Johannes Buxtorf I an der Wende zum 17. Jahrhundert bis zu 
Timo Veijola an der Wende zum 21. Jahrhundert9 – mit all dem hat sich Rudolf 
Smend selbst in die Geschichte der alttestamentlichen Wissenschaft eingeschrieben; 
Vergleichbares wird, das wage ich zu prophezeien, kein zweites Mal geleistet werden. 
Die Liebe zum Alten Testament und zur gesamten Bibel verbindet sich für Rudolf 
Smend mit einem tiefen Interesse für die Menschen, die, wie Astruc und de Wette 
den Grund für die wissenschaftliche Erschließung der Bibel legten oder, wie Noth, 
Zimmerli und Veijola, diese Wissenschaft nachhaltig prägten. Rudolf Smends Blick 
auf diese Menschen ist zutiefst von Respekt und Takt geleitet – was sich ja auch im 
Gespräch mit ihm erfahren lässt. Und zugleich von dem Sinn für das Wesentliche: 
Die Persönlichkeiten, die Rudolf Smend in den biographischen Skizzen vor Augen 
stellt, werden samt ihrer Zeit auf eine eigentümliche, manchmal fast unheimliche 
Weise lebendig. Das hat eine literarisch-künstlerische Seite: In der Gattung der 
wissenschaftsbiographischen Miniatur hat es Rudolf Smend zur Meisterschaft ge-
bracht. 

Aus Rudolf Smends Darstellung der Kritiker und Exegeten aus mehr als vier 
Jahrhunderten ist zudem mehr über das Alte Testament zu lernen als aus allen heute 
handelsüblichen Einleitungen. Freilich hat Rudolf Smend auch selbst einmal zu 
dieser Gattung beigetragen, indem er 1978 Die Entstehung des Alten Testaments 
publizierte10. Zwar ließ sich dieses Buch nach der vierten Auflage nicht mehr auf 
den neuesten Stand bringen11; Die Entstehung des Alten Testaments ist aber bis heute 
das beste Arbeitsbuch, das nach wie vor für das Studium zu empfehlen ist: Es 
beginnt mit dem überlieferten Text des Alten Testaments in seinen verschiedenen 
Fassungen und tastet sich von dort – mit stetem Seitenblick auf die Geschichte der 
Forschung – vor oder besser zurück zu den hypothetischen Urkunden und Grund-
formen, aus denen die alttestamentlichen Schriften entstanden sind. Hier lernt man, 
das Sichere vom weniger Sicheren zu unterscheiden und zu verstehen, wie die herr-
schenden Forschungsmeinungen die Wahrnehmung der Texte gelenkt haben. 

Auch im Umgang mit den alttestamentlichen Texten selbst erwies sich Rudolf 
Smends Blick für das Wesentliche als untrüglich. Die – für einen Exegeten wie mich 
– leider viel zu wenigen exegetischen Studien von Smends Hand trafen immer wieder 
ins Schwarze und haben in der Forschung oft ein unerwartetes Echo gefunden. Die 

9 Rudolf Smend, Deutsche Alttestamentler in drei Jahrhunderten, Göttingen 1989; Ders., 
From Astruc to Zimmerli. Old Testament Scholarship in three Centuries, translated by 
Margaret Kohl, Tübingen 2007; Ders., Kritiker und Exegeten (s. Anm. 4). 

10 Rudolf Smend, Die Entstehung des Alten Testaments, Theologische Wissenschaft 1, Stuttgart 
u.a. 1978. 

11 Rudolf Smend, Die Entstehung des Alten Testaments, Theologische Wissenschaft 1, 4., 
durchgesehene und durch einen Literaturnachtrag ergänzte Aufl. Stuttgart 1989. Die gleich-
namige Neuausgabe von 2014, verfasst u.a. von Smends einstigem Assistenten Walter Diet-
rich und unter Smends Mitwirkung, ist ganz neu konzipiert: Walter Dietrich/Hans-Peter 
Mathys/Thomas Römer/Rudolf Smend, Die Entstehung des Alten Testaments. Neuaus-
gabe, Theologische Wissenschaft 1, Stuttgart 2014. 
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frühe Studie zu Jahwekrieg und Stämmebund ließ erkennen, auf welch tönernen Füßen 
Gerhard von Rads These stand, der heilige Krieg sei eine genuine Lebensäußerung 
des frühen Stämmebundes Israels gewesen12. Für die Festschrift zu von Rads sieb-
zigstem Geburtstag verfasste Smend den kleinen Aufsatz Das Gesetz und die Völker. 
Ein Beitrag zur deuteronomistischen Redaktionsgeschichte13. Diese wenigen Seiten machten 
– ohne dass dies auch nur entfernt die Absicht gewesen wäre – Smends Namen in 
der Fachwelt berühmt und ließen namentlich in Nordamerika die Rede von einer 
„Smend School“ oder „Göttingen School“ zu einem gern wiederholten Klischee 
werden. Der exegetische Kern des Aufsatzes ist die These, dass in den Büchern 
Josua und Richter die Verweise auf das Gesetz und auf die bei der Landnahme 
übriggebliebenen Völker nicht zu den ältesten deuteronomistischen Texten zählen, 
sondern viel später nachgetragen wurden. Dies fußt auf treffenden Beobachtungen 
und hat sich als tragfähig erwiesen – ganz unabhängig davon, wie man den Deute-
ronomismus literaturgeschichtlich erklären mag. In einer ähnlichen Richtung äußerte 
Smend in einem Aufsatz zum „uneroberten Land“ die Vermutung, das sogenannte 
negative Besitzverzeichnis von Ri 1 sei nicht, wie namentlich Smends Lehrer 
Albrecht Alt meinte, eine Quelle aus der Frühgeschichte Israels, sondern ein redak-
tionsgeschichtlich und wohl auch historisch jugendlicher Text, in dem sich die 
Verhältnisse nach dem Königtum spiegelten.14 Smends letzte Doktorandin Mareike 
Rake hat diesen Eindruck in einer hinreißend geschriebenen Dissertation auf wenig 
mehr als hundert Seiten bestätigt.15 In einem Aufsatz über den Ort des Staates im Alten 
Testament entwarf Rudolf Smend eine scharfsichtige historische Synthese zu den alt-
testamentlichen Wertungen des Königtums.16 Smends breiter angelegte Studie zur 
alttestamentlichen Bundesformel wurde namentlich von Christoph Levin in einer 

12 Rudolf Smend, Jahwekrieg und Stämmebund. Erwägungen zur ältesten Geschichte Israels 
(1963), in: Ders., Zur ältesten Geschichte Israels (s. Anm. 5), 116–199; vgl. Gerhard von 
Rad, Der heilige Krieg im Alten Israel (Zürich 1951), Göttingen 51969. 

13 Rudolf Smend, Das Gesetz und die Völker. Ein Beitrag zur deuteronomistischen 
Redaktionsgeschichte (1971), in: Ders., Die Mitte des Alten Testaments (s. Anm. 1), 148–
161. 

14 Rudolf Smend, Das uneroberte Land (1983), in: Ders., Die Mitte des Alten Testaments 
(s. Anm. 1), 162–173; vgl. Albrecht Alt, Die Landnahme der Israeliten in Palästina (1925), 
in: Ders., Kleine Schriften zur Geschichte des Volkes Israels I, München 1959, 89–125. 

15 Mareike Rake, „Juda wird aufsteigen!“ Untersuchungen zum ersten Kapitel des 
Richterbuches, Beiträge zur Zeitschrift für die alttestamentliche Wissenschaft 367, Berlin/New York, 
2006. 

16 Rudolf Smend, Der Ort des Staates im Alten Testament, in: Ders., Die Mitte des Alten 
Testaments (s. Anm. 1), 174–187; vgl. Timo Veijola, Das Königtum in der Beurteilung der 
deuteronomistischen Historiographie. Eine redaktionsgeschichtliche Untersuchung, An-
nales Academiae Scientiarum Fennicae 198, Helsinki 1977; Reinhard Müller, Königtum und 
Gottesherrschaft. Untersuchungen zur alttestamentlichen Monarchiekritik, Forschungen zum 
Alten Testament II/3, Tübingen 2004. 
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umfassenden Rekonstruktion der Bundestheologie aufgenommen und historisch 
zugespitzt17. 

In seiner Hingabe an die biblischen Texte, ihre Geschichte und die Geschichte 
ihrer Erforschung hat sich Rudolf Smend stets als Theologe verstanden. Das zeigen 
etwa die bereits erwähnte Studie über Die Mitte des Alten Testaments18 oder der Aufsatz 
über Theologie im Alten Testament19, aber auch der Buchtitel Zwischen Mose und Karl 
Barth20, der auf den Dogmatiker weist, der Rudolf Smend nicht nur theologisch son-
dern auch in der persönlichen Begegnung zutiefst geprägt hat. Smends „Theologe-
Sein“ verband sich für ihn nicht zuletzt mit der Aufgabe der Predigt, der er sich 
regelmäßig gestellt hat. In der zweiten Sammlung von Predigten aus dem Göttinger 
Universitätsgottesdienst schreibt Smend einleitend: „Gerhard Ebelings Satz, das 
Kriterium der Theologie sei die Predigt, der Gerhard von Rad noch in seinen letzten 
Lebenstagen beschäftigte, hat auch für mich gegolten.“21 

In einem anderen Verhältnis zur Theologie stand der Alttestamentler, der für 
Rudolf Smend zu einem Lebensthema geworden ist: Julius Wellhausen, der – mit 
einem von Smend einmal zitierten Wort einer israelischen Tageszeitung – „Titan“22. 
Wellhausen hatte auf eigenen Wunsch die theologische Fakultät verlassen, blieb der 
Theologie aber auf vielschichtige Weise verbunden, wie Rudolf Smend in einem 
eigenen Aufsatz präzise nachgezeichnet hat23. Die Edition der mehr als tausend 
Briefe Wellhausens, von Smend jahrzehntelang gesammelt24, hat die geistige Welt 
und Persönlichkeit dieses – wie Smend einmal sagte – „Bahnbrechers“ in den „drei 
Disziplinen“ Altes Testament, Arabistik, Neues Testament25 auf einzigartige Weise 
zugänglich gemacht. Seit langem sitzt der Jubilar an einer Biographie Wellhausens, 
die in den letzten Monaten, wie ich höre, gute Fortschritte gemacht hat. Nachdem 
Julius Wellhausen in Rudolf Smend einst die Liebe zum Alten Testament geweckt 
hat, hat sich dieser auf seinem gesamten akademischen Weg bis zum heutigen Tag 
mit Hingabe diesem großen Gelehrten gewidmet.

17 Rudolf Smend, Die Bundesformel (1963), in: Ders., Die Mitte des Alten Testaments 
(s. Anm. 1), 1–29; Christoph Levin, Die Verheißung des neuen Bundes in ihrem theologie-
geschichtlichen Zusammenhang ausgelegt, Forschungen zur Religion und Literatur des Alten und 
Neuen Testaments 137, Göttingen 1985; vgl. Lothar Perlitt, Bundestheologie im Alten Testa-
ment, Wissenschaftliche Monographien zum Alten und Neuen Testament 36, Neukirchen-Vluyn 
1969. 

18 S. Anm. 1. 
19 Rudolf Smend, Theologie im Alten Testament (1982), in: Ders., Die Mitte des Alten Testa-

ments (s. Anm. 1), 75–88. 
20 Rudolf Smend, Zwischen Mose und Karl Barth. Akademische Vorträge, Tübingen 2009. 
21 Rudolf Smend, Wohltuendes Durcheinander. Biblische Predigten, Stuttgart 2007, 7; vgl. 

Ders., Altes Testament christlich gepredigt, Dienst am Wort 86, Göttingen 2000. 
22 Rudolf Smend, Julius Wellhausen. Ein Bahnbrecher in drei Disziplinen, München 2006, 7. 
23 Rudolf Smend, Ein Fakultätswechsel (s. Anm. 7). 
24 S. Anm. 8. 
25 S. Anm. 22. 





Vorträge im Plenum 
 
Andreas Busch 

Ist der Brexit ein Erfolg? 
 

Der „Brexit“ – also der Austritt des Ver-
einigten Königreichs aus der Europäischen 
Union am 31. Januar 2020 nach 47 Jahren 
Mitgliedschaft – ist eines der bedeutendsten 
politischen Ereignisse der letzten Jahrzehnte.1 
Nach scheinbar unaufhaltsamer Expansion 
hat die Europäische Union zum ersten Mal ein 
Mitglied verloren, was eine Schwächung der 
europäischen Integration darstellt, zumal es 
sich um ein in den internationalen Beziehun-
gen besonders wichtiges Land (Atommacht, 
permanentes Mitglied im UN-Sicherheitsrat) 
handelt. Für Großbritannien selbst ist der 
Brexit ein noch größeres Thema. Die Mit-
gliedschaft in der Europäischen Union war 

1973 erst nach zähen Verhandlungen (und zwei französischen Vetos) erreicht und 
in einem Referendum 1975 mit Zwei-Drittel-Mehrheit bestätigt worden.2 Und 
obwohl von britischer Seite wegweisende Beiträge geleistet worden waren – etwa die 
Vorbereitung der Währungskooperation unter dem britischen Kommissionspräsi-
denten Roy Jenkins Ende der 1970er Jahre oder der Anstoß zur Vollendung des 
Europäischen Binnenmarkts in der Regierungszeit von Margaret Thatcher –, war 
Großbritannien häufig als der „awkward partner“ (George 1998), das schwierige 
Mitglied der europäischen Integration angesehen worden. Die Mitgliedschaft blieb 
innenpolitisch umstritten, auch wenn die Skepsis von der politischen Linken in der 
Zeit der Delors-Kommission auf die politische Rechte wechselte. Ab den frühen 
1990er Jahren waren die Konservativen tief zerstritten hinsichtlich der weiteren 
Mitgliedschaft des Landes in einem (so die Sicht der „Euroskeptiker“) entstehenden 
europäischen Superstaat. Man habe, so das sich entwickelnde Narrativ zur Recht-
fertigung dieser Position, doch nicht den Staat unter Margaret Thatcher zurück-
gedrängt, um ihn sich durch die europäische Hintertür wieder ins Haus zu holen. 

Drei konsekutive Wahlniederlagen gegen Tony Blair’s „New Labour“ Partei 
bescherten den Konservativen lange Jahre auf den Oppositionsbänken. In dieser 

1 Dieser Aufsatz ist eine etwas erweiterte, aktualisierte und um Literaturangaben ergänzte 
Fassung eines Vortrags, den der Verfasser am 22. April 2022 vor der Niedersächsischen 
Akademie der Wissenschaften zu Göttingen gehalten hat. 

2 Ein guter Überblick zur Entwicklung der Beziehung findet sich beispielsweise bei Young 
(1998). 
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Zeit wuchs die Skepsis gegenüber der EU in den Reihen ihrer Abgeordneten. Der 
neue Parteichef David Cameron hatte seine Wahl 2006 durch ein frühes, euro-
skeptisches Signal abgesichert, nämlich das Versprechen, die MEPs seiner Partei aus 
der Gruppe der Europäischen Volkspartei (EVP) zurückzuziehen. Nach dem Sieg 
über die Labour Party und der Bildung einer Koalition mit der Liberaldemokra-
tischen Partei im Jahr 2010 überdeckte der Modernisierungskurs des neuen Premier-
ministers zunächst den wachsenden Druck in seiner Unterhausfraktion in Richtung 
eines Referendums über die EU-Mitgliedschaft Großbritanniens (Hayton 2018: 
158f.). Unter zunehmendem Druck durch UKIP, die einen Austritt befürwortende 
„United Kingdom Independence Party“ unter Nigel Farage – die laut Umfragen eine 
attraktive Wahlalternative für viele Wähler der Konservativen darstellte –, ver-
pflichtete sich David Cameron am 23. Januar 2013 in einer Rede zur Abhaltung eines 
solchen Referendums im Fall eines Wahlsieges der Konservativen Partei bei der 
nächsten Wahl.  

Angesichts des sich im Wandel befindlichen britischen Parteiensystems schienen 
„hung parliaments“ (also solche ohne die Sitzmehrheit einer Partei) die Regel zu 
werden; und da sowohl die Liberaldemokraten (als gegenwärtiger und potentiell zu-
künftiger Koalitionspartner der Konservativen) als auch die Labour Party sich gegen 
ein Referendum aussprachen, musste 2013 eine Umsetzung des Cameron’schen 
Versprechens unwahrscheinlich erscheinen. Doch der Kollaps ihres liberaldemo-
kratischen Koalitionspartners bei der Unterhauswahl am 7. Mai 2015 führte zu einer 
knappen Mehrheit der Sitze für die Konservativen – und zur Notwendigkeit, das 
versprochene Referendum nun tatsächlich abzuhalten.3 

Das Referendum fand nach einem kurzen Wahlkampf am 23. Juni 2016 statt; 
eine knappe Mehrheit von 51,9 Prozent sprach sich für, eine große Minderheit von 
48,1 Prozent gegen einen Austritt aus, bei einer gegenüber der Unterhauswahl von 
2015 um 6 Prozentpunkte gestiegenen Wahlbeteiligung von 72,2 Prozent. Regional 
variierten die Verhältnisse erheblich: Während es in Schottland und Nordirland 
deutliche Mehrheiten für den Verbleib gab (ebenso im Großraum London und in 
vielen Universitätsstädten), votierte England (zumal im Norden) mehrheitlich für 
den Austritt.  

Dieses Ergebnis setzte eine Kette von politischen Ereignissen in Gang, die die 
Jahre seit 2016 zu den wohl politisch turbulentesten in der neueren Geschichte des 
Vereinigten Königreichs gemacht haben: eine anhaltende politische Polarisierung, in 
der die Haltung zum Brexit stärker identitätsbildend wirkte als die Parteiidentifika-
tion; fünf Premierminister in sechs Jahren (darunter Liz Truss mit lediglich 45 Tagen 
Amtszeit); zwei weitere Unterhauswahlen (2017 und 2019), von denen eine (unter 

3 Das britische Mehrheitswahlsystem trug mit seinen verzerrenden Effekten zu einem 
erheblichen Teil zur absoluten Mehrheit der Sitze im Unterhaus bei. Die Konservativen 
erreichten 331 (von 650) Sitzen mit einem Anteil von lediglich 36,9 Prozent der abge-
gebenen Stimmen, also einem guten Drittel. Am stärksten wirkte die Disproportionalität 
übrigens bei UKIP: mit 12,6 Prozent der abgegebenen Stimmen erreichte die Partei ledig-
lich einen einzigen Sitz (in einem Verhältniswahlsystem hätte sie 82 erhalten). 
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Premierministerin Theresa May) für die Konservativen mit dem Verlust der ab-
soluten Mehrheit endete (und der Notwendigkeit der Tolerierung ihrer Regierung 
durch die nordirische DUP), während die andere (unter Premierminister Boris 
Johnson) mit dem besten Ergebnis seit 30 Jahren und einer Mehrheit von 80 Sitzen 
im Unterhaus endete; endlose Streitereien über den genauen Modus des „Brexit“, 
die in einer Blockade des Parlaments mündeten, und schließlich ein noch lange in 
seinen Details – etwa dem Nordirland-Protokoll – umstrittenes Austrittsabkommen 
mit der EU, das am 1. Januar 2021 in Kraft trat. 

Über die Gründe der Entscheidung für den Brexit sind in den letzten Jahren 
(zumal in den Sozialwissenschaften) Berge von Büchern und Artikeln verfasst wor-
den. Eine Vielzahl von Erklärungsansätzen wurde bemüht, die von der politischen 
Soziologie (etwa Hobolt 2016) über parteipolitische Taktik (etwa Hayton 2018) bis 
zur Suche nach Charakteristika nationaler Psychologie (etwa O’Toole 2018) reichten, 
bisher aber eher durch Vielfalt der Perspektiven als durch Eindeutigkeit der Ergeb-
nisse beeindrucken. Deshalb soll die in diesem Beitrag verfolgte Fragestellung auch 
sehr viel bescheidener ansetzen. Angesichts der oben geschilderten, offenkundig 
enormen politischen Kosten soll der Frage nachgegangen werden, ob sich der Brexit 
in wirtschaftlicher Hinsicht gelohnt hat. Dabei werde ich zunächst auf die Erwar-
tungen und Versprechen im Zusammenhang mit der Kampagne für den Brexit 
eingehen, bevor ich in einem weiteren Teil die Frage unter Verweis auf empirische 
Daten zu beantworten versuche. 
 
Die mit dem Brexit verbundenen Ziele und Hoffnungen 

Die Auseinandersetzung um den „Brexit“ hatte für die Austrittsbefürworter mehrere 
Dimensionen, die man vielleicht staatspolitisch, sozialpolitisch und wirtschaftspolitisch 
nennen kann. So ging es zum einen um die Frage von nationaler Souveränität (am 
besten zusammengefasst im zentralen Slogan von „Vote Leave. Let’s take back 
control.“), zum anderen um die Verwendung von finanziellen Ressourcen für die 
nationale Ebene statt für die EU (ikonisch mit dem auf einem roten Bus ange-
brachten Aufruf: „We send the EU £ 350 million a week. Let’s fund our NHS in-
stead.“) und schließlich um die Vorstellung, die EU-Mitgliedschaft bremse wirt-
schaftliche Möglichkeiten, während ein unabhängiges Großbritannien seine neuge-
wonnene Freiheit (etwa durch den Abschluss neuer Handelsabkommen mit stark 
wachsenden Staaten wie Indien, China oder Brasilien) zu seinem Vorteil nutzen 
könne.4 Auf dieser letzten, der wirtschaftspolitischen Dimension, soll in diesem Bei-
trag der Fokus liegen. 

Beim Referendum über die schottische Unabhängigkeit im Jahr 2014 hatte es 
einen intensiven Informationsprozess gegeben, u.a. mit der Erstellung eines 670-
seitigen Weißbuchs („Scotland’s Future“), in dem die das Referendum initiierende 
SNP-Regierung in zehn Kapiteln detailliert Auskunft über ihre Pläne für die Unab-

4 Siehe für Details die Website der offiziellen Kampagne für den Austritt aus der EU, „Vote 
Leave“ unter http://www.voteleavetakecontrol.org/why_vote_leave.html. 
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hängigkeit gab. Hier wurde auf Fragen der staatlichen Finanzen, notwendige Ände-
rungen (etwa die Schaffung eines eigenen Rentensystems) und einen konkreten Zeit-
plan eingegangen.5 

Nichts vergleichbares an systematischer Information gab es im Fall des Brexit-
Referendums. So waren die Wähler auf die Informationen der beiden Kampagnen 
angewiesen, die jedoch keinerlei Überprüfung unterlagen. Die Voraussagen der 
„Britain Stronger in Europe“-Kampagne über die negativen wirtschaftlichen Folgen 
eines EU-Austritts wurden von ihren politischen Gegnern als „Project Fear“ ab-
getan; gleichzeitig gab es jenseits von allgemeinen Aussagen über wirtschaftliche 
Chancen keine klaren Aussagen.6 

Auch die Abstimmung war ja sehr unspezifisch. Die Frage auf dem Wahlzettel 
lautete lediglich: „Should the United Kingdom remain a member of the European 
Union or leave the European Union?“ mit den beiden Antwortmöglichkeiten 
„Remain a member of the European Union“ und „Leave the European Union“. 
Dass es bei einem Austritt ganz verschiedene Optionen gab – von einer weiter-
bestehenden Mitgliedschaft im Binnenmarkt über die Möglichkeit einer Zollunion 
mit der EU bis zu einem Austritt aus beiden entweder mit oder ohne Austritts-
abkommen – wurde im Vorfeld des Volksentscheids praktisch nicht diskutiert. Die 
Definitionsmacht darüber, was die (sehr knappe) Entscheidung (in einem zudem ja 
ausdrücklich lediglich konsultativen Referendum) politisch bedeuten sollte, lag also 
in den Händen der Regierung – die aber schon am Morgen nach dem Referendum 
führungslos war, da Premierminister Cameron seinen Rücktritt angekündigt hatte. 

Die Details der folgenden politischen Wirren sollen hier nicht nachgezeichnet 
werden. Wichtig ist im Hinblick auf die wirtschaftspolitische Einschätzung der 
Effekte des Brexit lediglich der Hinweis, dass die Entscheidung über die genaue 
Ausgestaltung des Austritts aus der EU hochumstritten war und die Regierungen 
May und Johnson ihr Land in Richtung eines (auf dem Spektrum möglicher Er-
gebnisse) vergleichsweise „harten“ Brexit steuerten. Sie taten das im Wissen darum, 
dass jeglicher Brexit Dilemmata beinhaltete, denn der Austritt aus der Europäischen 
Union schuf zwar Möglichkeiten, von den Regulierungen der EU abzuweichen und 
eigene Regeln zu setzen, doch würde die Wahrnehmung dieser neuen Freiheiten 
gleichzeitig Kosten verursachen, da sie Zollkontrollen notwendig und eine Ein-
schränkung des Marktzugangs wahrscheinlich machte. Eine Belastung des Handels-
volumens mit dem mit Abstand größten Handelspartner (46 Prozent der Exporte, 

5 Siehe das Material auf der archivierten Website des Referendums unter 
https://www.webarchive.org.uk/wayback/archive/20150120011619/https://www.scotre
ferendum.com/scotlandsfuture/ (Link funktioniert 2024 nicht mehr) 

6 Erst im Januar 2022 (also sechs Jahre nach dem Referendum) veröffentlichte die kon-
servative Regierung ein offizielles Dokument über „The benefits of Brexit“. Doch stand 
eine überbordende Rhetorik („… seize the incredible opportunities that our freedom 
presents […] making our businesses more competitive and our people more prosperous 
[…] The bolder we are, the greater the gains will be for us all.“) in scharfem Kontrast zu 
wenigen Fakten; es überwogen weiter Absichtserklärungen. 
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49 Prozent der Importe, vgl. OECD 2022: 19) würde die Folge sein und damit ein 
Sinken des gesamtgesellschaftlichen Wohlstands.7  

Das war jedenfalls die Erwartung des deutlich überwiegenden Teils der wirt-
schaftswissenschaftlichen Untersuchungen zu den Folgen eines Brexit. Netto-
wohlfahrtsverluste wurden erwartet als Folge sinkenden Handels, sinkender aus-
ländischer Direktinvestitionen sowie sinkender Migration, auch wenn der genaue 
Effekt schwer abzuschätzen sei (Sampson 2017: 163, 174). Andere Untersuchungen 
wiesen darauf hin, dass es bereits direkt nach dem Referendum bis Ende 2018 durch 
angepasste Erwartungen zu einer Verringerung des BIP zwischen 1,7 und 2,5 
Prozentpunkten gekommen sei (Born et al. 2019: 2742); nach Berücksichtigung aller 
Effekte und unter der Annahme, dass die Wohlfahrtsverluste relativ gleichmäßig 
über die Einkommensgruppen verteilt seien, sei mit einem Sinken des Pro-Kopf-
Einkommens in Großbritannien zwischen 6,3 und 9,4 Prozent zu rechnen (Dhingra 
et al. 2017: 691). Auch internationale Organisationen wie die OECD warnten in 
ihren Analysen vor den negativen Folgen des Brexit, v.a. im Bereich Wirtschafts-
wachstum und Produktivität (OECD 2017: 14, 18). 
 
Entwicklung der wirtschaftlichen Daten seit dem Brexit 

Die wirtschaftliche Entwicklung seit dem Inkrafttreten des Brexit ist in Groß-
britannien ein politisch hochumstrittenes Feld, da es sich dabei um ein implizites 
Urteil über die Behauptungen beim Referendum handelt. Negative Effekte in der 
Wirtschaftsentwicklung wurden daher von Gegnern des Austritts aus der EU gerne 
dem Brexit zugeschrieben, während Befürworter zunächst auf das Ausbleiben der 
angeblich katastrophalen Prophezeihungen der Brexit-Gegner verwiesen und nach 
2020 negative Entwicklungen der COVID19-Pandemie zuschrieben. 

In der Tat hat die Pandemie starke negative wirtschaftliche Folgen ausgelöst, und 
es war zunächst nicht einfach, diese von den Effekten des Brexit zu trennen. Doch 
sind mittlerweile die methodischen Überlegungen sowie auch die Daten hinreichend 
weit entwickelt, um ein relativ eindeutiges Bild zu zeichnen. So schätzt das Office for 
Budget Responsibility (OBR – die unabhängige Haushaltsbehörde des Vereinigten 
Königreichs), dass der Brexit mittelfristig eine Reduktion des BIP um vier Prozent 
gegenüber einer Situation ohne Austritt zur Folge haben wird (Office for Budget 
Responsibility 2022: 63). Hauptgrund für diesen Wohlfahrtsverlust ist der Rückgang 
des Handels vor allem mit der Europäischen Union, der erhebliche Ausmaße ange-
nommen hat: Nach einem zunächst sehr scharfen Einbruch beim Inkrafttreten des 
Austrittsabkommens im Januar 2021 (um 45 Prozent) verringerte sich das Minus bis 
August 2021 auf immer noch beträchtliche 15 Prozent, ein Niveau, auf dem nach 

7 Der positive Zusammenhang zwischen geografischer Nähe und Handelsvolumen zwischen 
zwei Ländern bzw. Wirtschaftsräumen ist empirisch gut erwiesen im Rahmen der 
sogenannten „gravity theory of trade“, vgl. Carrère et al. (2020). Sie wurde von den 
Befürwortern des Brexit ignoriert, die stattdessen von einer beginnenden „post geography 
trading world“ fabulierten (ebd.: 880). 
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Erwartung des OBR sowohl Exporte wie auch Importe verharren werden (Office 
for Budget Responsibility 2021: 58). Dass es sich dabei v.a. um Brexit-spezifische 
Effekte handelt, wird daran deutlich, dass der UK-Güterhandel mit dem Rest der 
Welt (der zu Beginn der Pandemie in ähnlichem Umfang eingebrochen war) sich bis 
zum August 2021 wieder deutlich erholt hatte (ebd.). 

Was aber ist mit den neuen Handelsabkommen, die laut Aussagen der Brexit-
Befürworter den positiven Wachstumsimpuls für Großbritannien auslösen sollten? 
In der Tat hat die britische Regierung bis zum Beginn des Jahres 2023 nicht weniger 
als 71 Handelsabkommen abgeschlossen – von denen jedoch die allermeisten bloße 
Kopien der Abkommen mit der EU sind, die diese Länder haben. Wirklich neue 
Abkommen gibt es gegenwärtig nur mit Australien und mit Neuseeland (das an-
gestrebte Abkommen mit den USA kommt wohl nicht zustande); doch ist der 
Beitrag dieser neuen Handelsabkommen zum BIP-Wachstum selbst nach den 
Berechnungen der Regierung praktisch vernachlässigbar, da er sich in der Größen-
ordnung von einigen Hundertstel Prozentpunkten bewegt: für Australien bei 0,01 
bis 0,02 Prozent, bei Neuseeland noch darunter, und selbst im Fall der USA lediglich 
zwischen 0,07 und 0,16 Prozent (UK in a Changing Europe 2022: 9). 
 

 
Grafik 1: Effekt des Brexit auf das Wirtschaftswachstum 

 
Eine interessante Berechnungsmethode für den Effekt des Brexit hat der Ökonom 
John Springford vom Centre for European Reform (CER) entwickelt und in 
mehreren Durchgängen in den letzten Jahren verfeinert: Aus den ökonomischen 
Daten von 22 hochentwickelten Volkswirtschaften hat er vermittels Auswahl und 
Gewichtung eine Gruppe von Ländern erstellt, deren wirtschaftliche Entwicklung 
der des Vereinigten Königreichs entspricht. Dieses „doppelgänger UK“ hat in vielen 
Variablen dieselben Werte wie Großbritannien, etwa beim Wirtschaftswachstum, 
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Frank Schorkopf 

Die Grundrechte und ihre juristisch-gesellschaftspolitische Rolle  
in der Pandemie 
 

I. 

Die Grundrechte stehen unter Druck. Seit dem 
Inkrafttreten des Grundgesetzes 1949 hat es in 
der neuesten deutschen Verfassungsgeschichte 
keinen Grund gegeben, so umfangreich und tief 
in die verfassungsrechtlich garantierten Rechte 
der Menschen einzugreifen, wie unter der SARS-
CoV-2-Pandemie. 
     Mit dieser Feststellung, die als Tatsachen-
befund soweit ich sehe unstreitig ist, ist zugleich 
die Ambivalenz der Grundrechtsthematik auf-
gerufen. Denn nicht nur hat die deutsche öffent-
liche Gewalt in Bund und Ländern die Bewe-

gungsfreiheit der Bürger eingeschränkt, Schulen, Universitäten, Theater und Museen 
geschlossen, wirtschaftliche Aktivität untersagt, zwischenmenschliche Begegnungen 
sowie Ver-sammlungen begrenzt sowie Hygiene- und Ver-haltensvorgaben 
gemacht. Die Regierungen und Parlamente taten dies im Namen der Grundrechte, 
zum Schutz des Grundrechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 
Abs. 2 Satz 1 GG). Grundrechte beschränken, um Grundrechte zu wahren? 

In der Tat ist das staatliche Handeln in der Pandemie seit dem Frühjahr 2020 am 
Grundrechtsschutz ausgerichtet. Das maßgebliche Infektionsschutzgesetz des Bun-
des und die Corona-Verordnungen der Länder1 sollen im Wesentlichen den Schutz 
von Leben und Gesundheit und der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems 
gewährleisten. Zugleich finden wir in den zitierten Gesetzen den Hinweis, dass 
mehrere Grundrechte, etwa auch die der Freiheit der Person (Art. 2 Absatz 2 Satz 2 
GG) und die Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 GG) durch normierte 
Maßnahmen eingeschränkt werden – denken Sie nur an die Impfpflicht und Ermitt-
lungsbefugnisse der Gesundheitsämter. 

Diese Dialektik von Berechtigung und Beschränkung, mit der bereits das 
juristische Studium jeden Rechtskandidaten vertraut macht, hat für Irritation, wenn 
nicht sogar Unverständnis gesorgt. In der öffentlichen Debatte ist nicht selten zu 
hören, dass die Grundrechte in der Pandemie aufgehoben oder suspendiert worden 
seien, dass sie jedenfalls keinen wirksamen Schutz gegen hoheitliche Maßnahmen 
 

1 Niedersächsische Verordnung über infektionspräventive Schutzmaßnahmen zur Ein-
dämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 und dessen Varianten (Niedersächsische Corona-
Verordnung), die aktuelle Fassung ist zugänglich unter https://bit.ly/3YeR2k3. 

Frank Schorkopf, Ordent-
liches Mitglied der Akademie 
seit 2016 
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mehr böten. Und auch bei Bürgern, die die Pandemiemaßnahmen als notwendiges, 
vorübergehendes Übel befürworten, mag sich ein Unbehagen regen, dass der Staat 
– den manche seit Jahrzehnten im Absterben wähnten – zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts machtvoll das gesellschaftliche Leben bis in die private Lebensführung 
hinein über Jahre hinweg einschränken kann. 

Wie konnte es zu dieser Ungleichzeitigkeit im Grundrechtsdenken kommen? 
Haben wir uns in den Grundrechten als identitätsstiftender Institution der liberalen 
Demokratie über all die Jahrzehnte getäuscht? Oder sind es gar nicht die Grund-
rechte an sich, sondern Behörden und Gerichte, Regierungen und Parlamente, die 
deren Schutzfunktion zugunsten individueller Freiheit wegen der Pandemiefolgen 
hintanstellen oder sogar geringachten?  
 
II. 
Einige Antworten auf diese Fragen ergeben sich aus einem Blick in die Dogmatik 
des Grundrechtsschutzes, d.h. die praktischen Anwendungsregeln, nach denen 
Grundrechte im juristischen Alltag funktionieren.  

Grundrechte sind durchsetzbare Rechte gegen hoheitliche Eingriffe in die 
individuelle Freiheit. Sie verpflichten die öffentliche Gewalt nicht nur dazu, solche 
Eingriffe zu unterlassen, sondern auch zum aktiven Schutz und zur Förderung dieser 
Rechte. Als Rechtekorpus sind sie nach dem berühmten Lüth-Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts2 von 1958 zugleich eine Entscheidung des Verfassungsgebers 
für eine objektive Wertordnung. Sie durchdringt das gesamte staatliche Handeln und 
leitet es an.  

Das Grundgesetz definiert eine Reihe von Schutzbereichen, zu denen u.a. die 
Rechte auf Leben und körperliche Unversehrtheit, auf Bewegungs- und Ver-
sammlungsfreiheit, auf Berufs- und Eigentumsfreiheit gehören. Bei einzelnen Rech-
ten, zu denen das erwähnte Recht auf Leib und Leben gehört, wird eine staatliche 
Schutzpflicht angenommen. Hoheitliche Gewalt muss nicht nur von eigenen Ein-
griffen grundsätzlich absehen, sondern muss auch Vorkehrungen gegen beeinträch-
tigendes Handeln von Privaten oder gegen allgemeine Gefahren treffen.  

Die Verfassungsrechtsprechung ist sehr zurückhaltend mit konkreten Aufträgen 
an Parlamente und Verwaltung und lässt diesen Spielraum, wie und in welchem 
Umfang sie solch einen Schutz ins Werk zu setzen haben. Die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts von Mitte Dezember 2021 zu notwendigen Vorkehrun-
gen zum Schutz behinderter Menschen für den Fall einer pandemiebedingt auf-
tretenden Triage ist eines der seltenen Beispiele, in denen der Gesetzgeber zum 
Handeln aufgefordert wird.3 So ist das deutsche Gesundheitssystem mit seiner 
Krankenpflichtversicherung konkretisierender Ausdruck der grundrechtlichen 

2 Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts Bd. 7, S. 198 ff. 
3 BVerfG, Beschl. v. 16.12.2021, 1 BvR 1541/20, zugänglich unter https://bit.ly/3pEBAPz; 

Kritik von Huster, https://verfassungsblog.de/much-ado-about-nothing/. 
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Schutzpflicht für Leib und Leben, ebenso wie die Regeln für den Schwanger-
schaftsabbruch. 

Meine beiden Beispiele verdeutlichen unmittelbar, dass der Schutz nicht um-
fassend ist, sondern mit anderen, konkurrierenden Rechtsgütern ausgeglichen wer-
den muss. Im Fall des Gesundheitssystems mit der prinzipiellen Ressourcenknapp-
heit und der Verteilungsnotwendigkeit zwischen konkurrierenden Ansprüchen. Im 
Fall des Schwangerschaftsabbruchs mit den Rechten besonders der Mütter. Das 
Grundgesetz bildet diesen Zusammenhang ab, indem es einen Vorbehalt vorsieht, 
wonach der Gesetzgeber das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit auf 
Grund eines – mit einfacher Parlamentsmehrheit beschlossenen – Gesetzes ein-
schränken kann. Das geht so weit, dass die Polizeigesetze der Länder u.a. einen 
tödlichen Schuss vorsehen, mit dem etwa der Geiselnehmer gezielt von der Polizei 
getötet werden darf, um das Leben der Geisel zu retten.4 

Möglicherweise irritiert Sie an dieser Stelle bereits, dass das Grundgesetz das 
Recht auf Leib und Leben unter einen bloß einfachen Gesetzesvorbehalt stellt. Denn 
es gibt andere Grundrechte, beispielsweise die Glaubens- und Gewissensfreiheit 
oder die Wissenschaftsfreiheit, die deutlich besser geschützt sind. Sie dürfen nur aus 
Gründen eingeschränkt werden, die ebenfalls Verfassungsrang haben.  

 
III. 
Die Grundrechtseinschränkung läuft auf den Prüfungspunkt einer Abwägung 
hinaus. Der Gesetzgeber und die Verwaltung müssen einen legitimen Zweck defi-
nieren, weshalb sie abstrakt oder in einem konkreten Fall ein Grundrecht einschrän-
ken. Diese ergriffene Maßnahme muss sodann geeignet sein, diesen Zweck zu er-
reichen, muss erforderlich, d.h. das mildeste Mittel dazu sein und schließlich müssen 
Zweck und Mittel in einem angemessenen Verhältnis zueinanderstehen. Also, 
pointiert in Alltagssprache: Der Staat darf nicht mit Kanonen auf Spatzen schießen.  

Die verhältnismäßige Einschränkung von Grundrechten durch die öffentliche 
Gewalt lässt sich auf dem Rechtsweg zunächst vor den Verwaltungsgerichten, am 
Ende des Tages mit dem „Gang nach Karlsruhe“ überprüfen. Wir haben das gerade 
in Niedersachsen erlebt, als das OVG Lüneburg Mitte Dezember die von der 
Landesregierung beschlossene 2G-Regelung im Einzelhandel als unverhältnismäßig 
außer Vollzug gesetzt hat.5 Und wir haben auch beobachten können, dass solch eine 
Entscheidung erhebliche Kritik auslöst. 

4 § 76 Abs. 2 Nds. SOG: „(2)1 Schusswaffen dürfen gegen Personen nur gebraucht werden, 
um angriffs- oder fluchtunfähig zu machen. 2 Ein Schuss, der mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit tödlich wirken wird, ist nur zulässig, wenn er das einzige Mittel zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr oder der gegenwärtigen Gefahr einer schwer-
wiegenden Verletzung der körperlichen Unversehrtheit ist“ 

5 OVG Lüneburg, Beschluss vom 16.12.2021, 13 MN 477/21; Pressemitteilung unter 
https://bit.ly/3ISewEF. 
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In der Pandemie hat der fachgerichtliche Rechtsschutz überwiegend gut funk-
tioniert. Eine empirische Studie von zwei Juristen, deren Daten durch ein IT-Ver-
fahren aus 2.300 Entscheidungen zwischen März 2020 und September 2021 gewon-
nen wurden – so etwas gibt es mittlerweile auch in der Rechtswissenschaft –, er-
rechnet eine „Freiheitsquote“ von 18%. Damit ist gemeint, dass die Antragsteller 
und Kläger gegen Corona-Maßnahmen vor Verwaltungsgerichten in 18% der Fälle 
obsiegten – der Anteil liegt sogar leicht höher als in den Vor-Corona-Zeiten, so dass 
die Autoren zu dem Ergebnis kommen: „Während der Pandemie wurde der all-
gemeine Freiheitsschutzstandard auch bei der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle 
der Corona-Maßnahmen gewahrt.“6  

Der Verfassungsrechtsschutz, also im Wesentlichen Eilverfahren und die Verfas-
sungsbeschwerde an das Bundesverfassungsgericht, hat eine differenziertere 
Zwischenbilanz. Nachdem Karlsruhe im Frühjahr 2020 in zahlreichen Kammer-
entscheidungen einzelne Grundrechtsfragen klären konnte, etwa die Versamm-
lungsfreiheit gegen zu starke Beschränkungen schütze, ist das Verfassungsgericht bis 
in den Herbst 2021 weitestgehend still geblieben. Das ist bemerkenswert, weil Karls-
ruhe in der Bundesrepublik nahezu in jedem gesellschaftlichen Konflikt angerufen 
worden ist und diese früher oder später mit seinen Entscheidungen befriedet hat. 
Nachdem deutlich und zunehmend Kritik am Schweigen des Bundesverfassungs-
gerichts zu vernehmen war, hat dessen Erster Senat mit den beiden Beschlüssen 
vom 19. November 2021 sich zur „Bundesnotbremse“ geäußert.7 Die Entschei-
dungen betrafen jedoch allein die grundrechtsintensiven Eingriffe durch Kontakt- 
und Ausgangsbeschränkungen sowie durch Schulschließungen durch ein Gesetz, das 
zum Entscheidungszeitpunkt bereits wieder außer Kraft getreten war. Alle weiteren 
Beschwerden, etwa wegen Beschränkungen wirtschaftlicher Aktivität, sind weiterhin 
offen. 

Das Bundesverfassungsgericht blieb seiner bereits im Frühjahr 2020 gewählten 
Linie treu, Parlamenten und Regierungen einen weiten Einschätzungs- und Beurtei-
lungsspielraum bei der Pandemiebekämpfung zuzugestehen. Soweit ich sehe, waren 
Beschwerdeführer aus hunderten von Verfahren nur in Eilfällen im April 2020 er-
folgreich. Zwei Verfahren betrafen die erwähnte Versammlungsfreiheit, eines die 
Religionsfreiheit. Es ging jeweils darum, ein generelles Verbot durch die Ermög-
lichung von Ausnahmen zu lockern. Die meisten Eilanträge und Beschwerden 
wurden für unzulässig erklärt.  

In den beiden Beschlüssen zur „Bundesnotbremse“ vom November 2021 
werden Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen sowie Schulschließungen zwar als 
schwere Eingriffe klassifiziert, die nur bei schwerwiegenden Rechtsgutsgefährdun-
gen zur Verfügung stünden. Als Teile eines Gesamtkonzepts der Pandemiebe-

6 Kruse/Langner: Covid-19 vor Gericht: Eine quantitative Auswertung der verwaltungs-
gerichtlichen Judikatur, Neue Juristische Wochenschrift 2021, S. 3707 (3711). 

7 BVerfG, Beschl. des Ersten Senats v. 19.12.2021, 1 BvR 781/21 u.a. (Bundesnotbremse I) 
und 1 BvR 971/21 (Bundesnotbremse II). 
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kämpfung seien diese jedoch aus Gesetzgeberperspektive unverzichtbar gewesen. 
Und da der Gesetzgeber seine Einschätzungen und Prognosen auf tragfähige 
Grundlage gestützt habe, seien die Maßnahmen auch verhältnismäßig. Auch störte 
sich das Bundesverfassungsgericht nicht daran, dass der Bundesgesetzgeber die 
Notbremse als selbstvollziehendes Gesetz ausgestaltet hatte, u.a. um den ver-
waltungsgerichtlichen Rechtsschutz – also z.B. das OVG Lüneburg – auszuschalten. 
Denn gegen ein Bundesgesetz gibt es unmittelbaren Rechtschutz allein in Karlsruhe. 
Befürworter dieses Ansatzes fühlen sich durch die Entscheidung des OVG Lüne-
burg denn auch bestätigt. 

Die beiden Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts haben teilweise 
erhebliche – und aus meiner Sicht beachtenswerte – Kritik ausgelöst. Der in Münster 
lehrende Verfassungsrechtler Lepsius bemängelte pointiert, die Richter zeigten 
„verfassungsrechtliche Abstinenz“ und hätten es versäumt, das Gesamtschutzpaket 
an hoheitlichen Pandemiemaßnahmen aufzuschnüren und konkret auf deren 
jeweilige Beeinträchtigungswirkung zu prüfen.8  

Mit ein paar Wochen Abstand ist festzuhalten, dass Grundrechte bei den Alltags-
beschränkungen als Argument gegen hoheitliche Maßnahmen nahezu keine Rolle 
mehr spielen. Die zackigen Beschlüsse des Ersten Senats, die nicht die differenzierte 
und detaillierte Kontrolldichte früherer und paralleler Entscheidungen erreichen, 
haben der Politik weitgehend freie Hand gegeben; jedenfalls solange – das ist wichtig 
– die Politik ihre Einschätzungen und Prognosen auf tragfähige Grundlagen stellt. 
Während man in der Schweigephase des Gerichts noch mit einem strengen Votum 
aus Karlsruhe rechnete, ist die drohende Verfassungswidrigkeit einer gegen die 
Pandemie gerichteten Maßnahme allenfalls noch in der aktuellen Debatte über eine 
allgemeine Impfpflicht bedeutsam. Für manche Fundamentalkritiker und Impf-
gegner hat sich das Bundesverfassungsgericht damit auf die Seite der Unfreiheit 
gestellt, was u.a. mit der personellen Politisierung des Gerichts erklärt wird. 

Und damit sind wir bei der Rolle der Wissenschaft in der Pandemie angelangt, 
die ich gerne in das Gesamtbild des Grundrechtsschutzes einbinden möchte. Ich 
habe als Jurist heute die wohl einmalige Gelegenheit, auch zu Naturwissenschaftlern 
und Medizinern zu sprechen. 

 
IV. 
In der Corona-Pandemie handeln Parlamente und Verwaltungen unter Unsicherheit. 
War der Kenntnisstand im Frühjahr 2020 beim Auftreten des Wildtyps und der 
Alphavariante des Coronavirus noch gering und bestand dennoch Handlungsbedarf, 
hat sich das Wissen über die Sequenz des Virus und seiner Varianten, über Infek-
tionswege und Erkrankungen und Therapie stark vergrößert. Mittlerweile gibt es 
Tests, Impfstoffe und Medikamente gegen schwere Krankheitsverläufe. Ist der 
moderne Industriestaat ohnehin schon auf Fachwissen intern wie extern angewiesen 

8 Lepsius, Zerstörerisches Potential für den Verfassungsstaat, v. 03.12.2021, zugänglich unter 
https://bit.ly/3qHtepY. 
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– spezialisierte Behörden wie das Robert-Koch-Institut (RKI) zeigen das in unserem 
Kontext – erhöht sich die Notwendigkeit einer Kooperation mit der Wissenschaft 
in der Pandemie noch einmal. Das Geschehen ist nämlich dynamisch und nur die 
forschungsbasierte Medizin und die Naturwissenschaften sind in der Lage, rasch 
Auskunft zu erteilen und den Wissensbestand entscheidend zu erhöhen. 

So hat die Politik in Bund und Ländern sich denn auch mit Beiräten ausgestattet 
und mit Beratergruppen umgeben. Andere haben von sich aus Initiative ergriffen 
und sich in die öffentliche Debatte eingeschaltet. Neben dem etablierten Feld der 
Politikberatung hat die Wissenschaftskommunikation Hochkonjunktur – auch 
unsere Akademie will diese verstärkt angehen, was wiederum von der sie finan-
zierenden Politik erwartet wird. 

Wir haben bereits gesehen, dass der Grundrechtsschutz besonders mit Wissen-
schaft verknüpft ist, wenn Politik und Verwaltung unter Unsicherheit handeln 
müssen. Die auf den Einschätzungs- und Beurteilungsspielräumen gestützten Maß-
nahmen haben vor Gericht Bestand, wenn die öffentliche Gewalt ihr Handeln auf 
das verfügbare Wissen stützt, also etwa Studien anführt, die das Infektionsgeschehen 
substantiieren. Politik und Verwaltung ziehen daraus Schlussfolgerungen für 
Kontaktbeschränkungen oder für die Abläufe in Schulen und Universitäten. 

Die funktionale Grenze zwischen Wissenschaft und Politik kann in diesen 
Konstellationen sehr dünn werden und sogar verwischen. Wissenschaft funktioniert 
– systemtheoretisch gesprochen – nach dem Code wahr/unwahr. Die Politik hin-
gegen operiert mit dem Code Macht/Nicht-Macht. Entsteht nun der Eindruck, ob 
zu Recht oder unrecht sei dahingestellt, Wissenschaftler gestalten den Pandemie-
alltag der Bürger als notwendige Schlussfolgerungen aus ihren Erkenntnissen, kann 
es passieren, dass sie von anderen Akteuren nach dem politischen Code behandelt 
werden. So kommen Schlagzeilen wie die von den „Lockdownmachern“ zustande.  

Die Vertreter der Wissenschaft sind entsetzt und mahnen mehr Sachlichkeit oder 
beschweren sich.9 Wir verstehen, was gemeint ist. Doch ist die Aufforderung zu 
„mehr Sachlichkeit“ auch seltsam, denn eine mediale Öffentlichkeit kann und will 
sich nicht an Rationalitätsstandards der Wissenschaft ausrichten. Sie muss die 
Themen für ihr Publikum „übersetzen“. Andernfalls kommt es zu einer Epistemi-
sierung des Politischen, also der Verwissenschaftlichung von politischen Entschei-
dungen, die nicht mehr mit Mehrheit parlamentarisch entschieden werden, sondern 
mit der besseren Studie oder durch den reputationsreicheren Experten.10 Es kommt 
in der öffentlichen Debatte dann darauf an, den angeseheneren Modellierer oder die 
smartere Physikerin als Gegenexperten zu präsentieren, durch den die ersten Aus-
sagen neutralisiert werden. 

9 Allianz der Wissenschaftsorganisationen: Aufruf zu mehr Sachlichkeit in Krisensituationen, 
Aufruf vom 06.12.2021, zugänglich unter https://bit.ly/3eySZD2. 

10 Bogner, Die Epistemisierung des Politischen, 2020; Heinig, in: Veröffentlichungen der Vereini-
gung der deutschen Staatsrechtslehrer Bd. 81 (2020), S. 179 f. 
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Politik bedeutet demgegenüber die Auswahl aus einem Möglichkeitsraum unter-
schiedlicher bestreitbarer Standpunkte; so dass politisches, d.h. in einer liberalen 
Ordnung wie der Bundesrepublik – demokratisch legitimiertes – Entscheiden jeden-
falls solange möglich ist, wie es mehr als eine einzige Möglichkeit der Reaktion gibt.  

Wenn Naturwissenschaftler das akute Pandemiegeschehen also mit verwaltungs-
praktischen Schlussfolgerungen verknüpfen – die Schulen müssten geschlossen 
werden, harte Kontaktbeschränkungen seien unumgänglich, eine No covid-Strategie 
sinnvoll –, dann verengen sie mit ihrer Expertise den Möglichkeitsraum. Das volun-
tative Element der Demokratie wird eingeschränkt. Das wiederum wird, jedenfalls 
teilweise, als Grenzübertretung ins Politische betrachtet und entsprechend beant-
wortet. Schließlich ist aus meiner Sicht auch die Wissenschaftsleugnung, die wir in 
der Pandemie leider beobachten, ebenfalls eine Gegenstrategie. Wer sich der Episte-
misierung des Politischen entziehen will und keinen Gegenexperten präsentieren 
kann, der erklärt die Bedeutung der Wissenschaft für die Pandemiebekämpfung für 
irrelevant.  

Aber können uns in dieser Lage des „Science War 2.0.“ nicht die Grundrechte 
helfen? Zwei kurze Perspektiven darauf. Zunächst: Die Wissenschaft ist ihrerseits 
vom schrankenlosen Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit geschützt. Allerdings 
geraten wir bei Schlussfolgerungen aus wissenschaftlicher Erkenntnis in eine Grau-
zone, weil etwa Äußerungen, welche konkreten Maßnahmen die Verwaltung nun zu 
ergreifen habe, unter Umständen nicht mehr von der Wissenschafts-, sondern nur 
von der Meinungsfreiheit geschützt sind. Wissenschaftler sind in dieser Hinsicht 
auch nur Bürger wie die anderen Menschen im demokratischen Prozess des 
„Kampfes der Meinungen“.  

Sodann: Die Grundrechte können helfen, wenn sich der Möglichkeitsraum für 
Politik und Verwaltung so verengt, dass nur noch wenige oder sogar nur eine Option 
möglich sind. Die Schutzpflicht verdichtet sich zum spezifischen Imperativ. Wir 
können auch diese Strategie in der Pandemie beobachten, wenn selbst von Juristen 
geäußert wird,11 beim Leben handele es sich um den Höchstwert des Grundgesetzes, 
weshalb nahezu jede Beschränkung erlaubt, wenn nicht geboten sei. Wir müssen 
nicht allein eine Äußerung von Alt-Bundestagspräsident Schäuble vom April 2020 
zitieren, der diese Hierarchisierung ausdrücklich zurückgewiesen hat.12 Der Feuer-
wehrmann und die Polizistin sind geradezu dienstlich verpflichtet, ihr Leben aufs 
Spiel zu setzen. Und auch der Versuch, das Leben über die Garantie der Menschen-
würde abwägungsfest zu machen, muss scheitern – ich hatte Ihnen erläutert, dass 

11 Vgl. Volkmann, in: Veröffentlichungen der Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer Bd. 81 
(2021), S. 203 f. 

12 Schäuble, Tagesspiegel, 26.4.2020. „Selbstverständlich ist das Recht auf Leben kein 
‚Supergrundrecht‘, […] er [der Staat] darf sogar bewusst in Kauf nehmen, dass Menschen 
aufgrund staatlicher Entscheidung von fremder Hand sterben.“ In unserem Fall wären also 
die tödlichen Viren die fremde Hand; vgl. auch Heinig/Kingreen et al, Why Constitution 
Matters – Verfassungsrechtswissenschaft in Zeiten der Corona-Krise, in: Juristenzeitung 
2020, S. 861 (864). 
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das Grundrecht auf Leib und Leben sogar unter einem einfachen Gesetzesvorbehalt 
steht. Die Operationalisierung der Menschenwürde wie auch das Wertedenken zur 
Falllösung führen in diesem Fall in trübe Gewässer. 

Ich erinnere daran, dass neben den Opfern des Virus und vulnerablen Menschen 
auch die Gastwirte, die Schüler, Studenten, Wissenschaftler und Unternehmer über 
Würde verfügen – Bevölkerungs- und Berufsgruppen, die teilweise als Objekte 
behandelt werden, wenn ihre Aktivitäten trotz geringem oder nicht eindeutig lokali-
sierbarem Infektionsrisikos empfindlich eingeschränkt werden. Und schlussendlich 
berufen sich auch Impfgegner und Querdenker auf ihre Würde, über die sie zweifel-
los verfügen, auch wenn eine allgemeine Impfpflicht vom Gesetzgeber beschlossen 
werden sollte. 

 
V. 
Je länger die Pandemie und die Beschränkungen des Alltags dauern, umso mehr Auf-
merksamkeit erhält der öffentliche Widerspruch in Wort und Tat. Viele sind irritiert 
über das Auftreten und die Thesen von Querdenkern, Impfgegnern und Radikalen.  

Ende des Jahres 2021 waren laut Impfdashboard 12,7 Mio. Menschen über 18 
Jahre nicht geimpft. Und selbst wenn darunter ein substantieller Teil von Menschen 
sein sollte, der sich aus medizinischen Gründen nicht impfen lassen kann, bleiben 
noch Millionen übrig, denen die moralische Pflicht diesen Schritt nicht gebietet oder 
zumindest die Solidarität mit denjenigen, die wegen der angespannten Lage des 
Gesundheitssystems nicht die notwendige Behandlung erhalten oder an ihrer Bil-
dung und Ausbildung Schaden nehmen.  

Das Denken in Grundrechten hilft an dieser Stelle nicht recht weiter, so mein 
Eindruck. Wir könnten, wie es vor allem in der Europäischen Union praktiziert wird, 
die Grundrechte auch zwischen Privaten anwenden. Also könnten wir Schüler er-
mutigen, sich auf ihr vom Bundesverfassungsgericht gerade neu geschaffenes 
Grundrecht auf schulische Bildung (Artikel 7 Abs. 1 GG) zu berufen oder den 
Tumorpatienten auf sein Recht auf körperliche Unversehrtheit hinweisen.13 Doch 
was wäre damit gewonnen?  

Meine ad hoc-Konstruktion der sogenannten Drittwirkung der Grundrechte, 
also der Grundrechtsanwendung zwischen Privaten ohne Staatsbeteiligung, zeigt 
deutlich, dass am Ende die Pflicht zur Impfung oder die Zwangsquarantäne stünden, 
die Bund und Ländern durchgesetzt werden müssten. Denn ein Schüler kann sein 
Recht auf schulische Bildung einfordern und gut behaupten, ein Ungeimpfter trage 
zu dessen Vereitelung kausal bei. Der Betroffene wird sich jedoch auf sein eigenes 
Grundrecht berufen und zugleich kann die Drittwirkung den Zustand nicht un-
mittelbar gestalten. Dazu bedarf es eines hoheitlichen Tätigwerdens und damit 
wären wir am Anfang unserer Überlegungen.  

13 Mangold, in: Veröffentlichungen der Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer Bd. 81 (2021), 
S. 12f. 
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Abschließend möchte ich aber doch einen Versuch wagen, ob zumindest das tief 
im öffentlichen Handeln verankerte Grundrechtsdenken möglicherweise doch einen 
Beitrag zur unübersichtlichen Gegenwartslage leistet. 

Der einstweilen substanzielle Teil der Gesellschaft, der sich den Maßnahmen zur 
Pandemiebekämpfung entzieht und dem Impfen verweigert, betätigt einen Indivi-
dualismus, der abstrakt betrachtet, dem Bild eines mündigen, seiner Rechte bewuss-
ten Bürgers entspricht. Es grenzt an ein Paradox, dass diese Kreise einen Eigensinn 
pflegen, eine Singularität zeigen, die die Politik, die Medien und der Zeitgeist fordern 
und mit erheblichem Aufwand fördern – nur, so ist entnervt hinzuzufügen, nicht in 
dieser konkreten Ausprägung.14 Wenn wir den Menschen in seiner Individualität 
feiern und in den Mittelpunkt des Grundgesetzes stellen, wenn wir im Eigensinn 
also als eine Tugend sehen, Glaubens- und Weltanschauungsfreiheit gewährleisten 
und das Handeln dem Gewissen als höchster Instanz unterstellen, dann können wir 
uns nicht wundern, wenn in einer Krise nicht alle Bürger das Vernünftige tun und 
„dem Richtigen“ folgen. Denn das Richtige in einer liberalen Demokratie kann nur 
von der gewählten Mehrheit in einem parlamentarischen Verfahren festgestellt 
werden und unterliegt der Reversibilität bei einem Machtwechsel. 

Es kommt hinzu, dass im Fall der Corona-Pandemie die Rollen vertauscht zu 
sein scheinen. Libertäre, die eine staatskritische Prägung haben, fordern die Impf-
pflicht. Anthroposophische und esoterische Milieus aus dem Südwesten15 streben 
dasselbe Ziel an wie harte Rechtsradikale aus dem Osten, nämlich ein Leben mög-
lichst ohne Beschränkungen und ohne Impfpflicht. 

Das Leitbild einer möglichst diversen Gesellschaft, einer Gesellschaft, die die 
Differenz und die Unterschiedlichkeit feiert und jedwede Homogenitätsvorstellung 
verachtet, wird mit den unerwarteten Folgen der Fragmentierung konfrontiert. Und 
die Antwort ist teilweise unerwartet autoritär, wenn ich an den Ton denke, in dem 
mittlerweile über Ungeimpfte gesprochen wird und die Durchsetzung des faktischen 
Versammlungsverbots gegen Corona-Maßnahmen eingefordert wird. Den harten 
Äußerungen gegen Menschen, die sich dem staatlichen Steuerungsanspruch nicht 
beugen wollen, steht eine Haltung vor der Pandemie gegenüber, die für deviantes 
Verhalten viel Verständnis und Nachsicht zeigte. 

Zeitgleich bemühen sich Politik und Verwaltung um den Grundrechtsschutz 
primär zum Schutz des Rechts auf Leib und Leben, wobei sie der Gesamtbevöl-
kerung erhebliche Lasten auferlegen. Erst allmählich kommt zu Bewusstsein, dass 
eine moderne Industrie- und Wohlfahrtsgesellschaft sich in einem Rahmen bewegt, 
der auf einer leistungsfähigen Wirtschaft, Wissenschaft und Bildung beruht. Anders 
formuliert, die abzuwägenden Güter sind jedenfalls im zweiten Jahr der Pandemie 
deutlich umfangreicher. Auch hat der Staat die Pflicht, bestehende Wissenslücken 
aktiv zu schließen, indem Studien beauftragt, Expertise eingekauft und die vor-
handenen Ressourcen ausgeschöpft werden.  

14 Libertäre verteidigen die Impfflicht, NZZ vom 07.12.2021. 
15 FAZ vom 04.12.2021, S. 10. 
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Denn welche Veränderungen wird eine Gesellschaft erfahren, in der stationäre 
Einzelhändler, Gastronomen und vergleichbare Selbständige wie auch Kultur-
schaffende keine Zukunft haben und stattdessen auf den Staat angewiesen sind, weil 
sie zu Bedürftigen geworden sind? Die Grundrechte dieser Menschen sind kein 
Privileg,16 sondern sind ebenso ursprünglich wie das Grundrecht des Schutzes von 
Leib und Leben. 

Eine freiheitliche Gesellschaft in einer liberalen Demokratie wird von allein 
plural. Was sie als politische Gemeinschaft zusammenhält, scheint uns zunehmend 
ein Rätsel zu werden. 

Der Ethikrat hat in seiner ad hoc-Stellungnahme kurz vor dem Weihnachtsfest 
mit knapper Mehrheit der Politik eine allgemeine Impfpflicht für Erwachsene emp-
fohlen. Tragendes Argument dieses Mehrheitsstandpunktes ist der Hinweis auf die 
Gesellschaft als Ganzes. Das Ziel solle die „weitgehend[e] Wiederherstellung von 
sozialer, kultureller und ökonomischer Normalität und der Verhinderung regel-
mäßiger starker Beschränkungen des gesellschaftlichen Lebens von hoher ethischer 
Relevanz“ sein.17 Mit diesem Ansatz verbreitert der Ethikrat den legitimen Zweck 
hoheitlicher Grundrechtseingriffe, der Ausgangspunkt der erwähnten Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung ist.  

Es geht nicht mehr darum, ob die 2G-Regelung im Einzelhandel das Infektions-
geschehen begrenzen hilft – das OVG Lüneburg hatte daran berechtigte Zweifel. Es 
geht stattdessen darum, ob eine allgemeine Impfpflicht notwendig ist, um wieder-
kehrende Beschränkungen im Rahmen immer neuer Infektionswellen und Virus-
varianten auszuschließen. Eine gesetzliche, parlamentarisch beschlossene Pflicht 
könnte auch Entlastungswirkung für die Debatte und die Gegensätze haben. Denn 
Bürger könnten aus ihrer Minderheitenposition heraus anerkennen, dass sie der 
demokratischen Mehrheitsentscheidung folgen, zumal das Geforderte keine ge-
wichtigen unmittelbaren Nachteile mit sich bringt. Die momentane Strategie des 
Moralisierens und des Nudging, d.h. der indirekten Verhaltenslenkung durch 
Erschwerung des Alltags für Ungeimpfte,18 teilt die Gesellschaft in Gute und Böse, 
in Gewinner und Verlierer. Ihr fehlt mit Blick auf die Grundrechte das offene Visier 
rationaler Bürokratie.  

Auch wenn dieser Ansatz aus meiner Sicht viel Sympathie verdient und einen 
Weg in die Normalität weist, ist zugleich Vorsicht geboten. Was die Grundrechte in 
der Coronabilanz besser schützt, könnte mittelfristig die Grundrechte sogar stärker 
unter Druck setzen.  

Corona ist ein Belastungstest für das Recht, seine Institutionen und die Wissen-
schaft. Kritische Stimmen, etwa zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts, werden an ihre Verantwortung für das Ganze erinnert. Den Außenseitern 

16 Nettesheim, FAZ-Einspruch, 04.01.2021 
17 Ethikrat, Frage einer allgemeinen gesetzlichen Impfpflicht, ad hoc-Empfehlung vom 

22.12.2021, S. 15. 
18 Di Fabio, Freiheit und Pflicht, Interview, FAZ v. 30.12.2021, S. 6. 
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sollen keine Stichworte und oder sogar Argumente im Meinungskampf geliefert 
werden. Kritik um ihrer selbst willen, Kritik als Lebensentwurf, hat deutlich an 
Attraktivität eingebüßt und kann ein Reputationsrisiko sein.  

Der Berliner Soziologe Reckwitz hat jüngst eine feine Beobachtung ver-
öffentlicht, wonach die seit den 1970er paradigmatische Entfaltung individualis-
tischer Werte an ein Ende kommt. Gerade in der Corona-Pandemie lässt sich fest-
stellen, dass das Argument kollektiver Pflichten, dass das Gemeinwohl selbst kom-
mender Generationen einen Resonanzraum erzeugt. Dieses Mal geht es nicht um 
traditionelle Pflichten, sondern es geht um eine universelle Pflichtethik auf wissen-
schaftlicher Grundlage.19  

Dann wären wir erneut beim Ausgangspunkt angelangt. Die Grundrechte wären 
in ihrer Abwehrdimension gegen hoheitliche Gewalt gefordert. Allerdings müssten 
sie sich als partikulares subjektives Recht dann gegen den rationalistischen Monis-
mus globaler Zwecke behaupten.    

19 Reckwitz, Die Pflicht ruft, Die ZEIT v. 15.12.2021 (online). Vgl. auch Habermas, Blätter 
für deutsche und internationale Politik, September 2021, https://bit.ly/3F1L4Kf: „Dem-
gegenüber muss der Staat im Kriegs- oder Katastrophenfall, oder wenn es sich wie in der 
Pandemie um eine Herausforderung von seiten unbeherrschter Naturprozesse handelt, 
gegen eine von außen kontingent einbrechende und das Kollektiv – als ganzes oder in 
Teilen – überwältigende Gefahr außerordentliche und gegebenenfalls asymmetrisch be-
anspruchte solidarische Kräfte der Bürger aufbieten.“  



 
 
 



Matin Qaim/Martin C. Parlasca1 

Sind Fleischkonsum und nachhaltige Entwicklung miteinander 
vereinbar?2 
 

Die Produktion und der Konsum von Fleisch 
sind auf vielfältige Weise mit dem Thema Nach-
haltigkeit und nachhaltige Entwicklung ver-
knüpft. Fleisch kann nachhaltige Entwicklung 
fördern, weil es hochwertiges Protein und viele 
wichtige Mikronährstoffe für die menschliche 
Ernährung und Gesundheit enthält. Darüber 
hinaus ist die Tierhaltung zur Produktion von 
Fleisch und anderen tierischen Produkten ein 
wichtiger Wirtschaftssektor, der für mehr als 
eine Milliarde Menschen weltweit eine zentrale 
Einkommens- und Beschäftigungsquelle dar-
stellt. Umgekehrt kann Fleisch nachhaltige Ent-
wicklung aber auch hemmen, weil es einen viel 
größeren Umwelt- und Klimafußabdruck als 
pflanzliche Lebensmittel hat. Das Halten und 
Schlachten von Tieren wirft zudem ethische 
Fragen auf. Außerdem birgt der übermäßige 

Konsum einiger Fleischsorten auch Risiken für die menschliche Gesundheit. Welche 
Rolle Fleisch in nachhaltigen Ernährungsweisen spielen kann und soll, steht daher 
vermehrt im Fokus der wissenschaftlichen und auch der öffentlichen Aufmerksam-
keit (Parlasca und Qaim 2022). 
 
Globale Trends in der Produktion und im Konsum von Fleisch 

Auf globaler Ebene variieren die Konsummengen für Fleisch sehr stark, was vom 
Einkommen und verschiedenen kulturellen Faktoren abhängt. Im Regelfall steigt der 
Fleischkonsum mit dem Wohlstand, so dass Menschen in reichen Ländern und in 
städtischen Regionen pro Kopf mehr Fleisch konsumieren als Menschen in ärmeren 
Ländern und ländlichen Gegenden. In Südasien und Afrika ist der pro-Kopf Kon-
sum am niedrigsten. Aufgrund des dortigen Bevölkerungs- und Einkommenswachs-
tums sind dies aber auch die Regionen, die den globalen Anstieg in der Produktion 
und im Konsum von Fleisch derzeit am stärksten befeuern. Die jährliche globale 
Produktion von Fleisch ist seit dem Jahr 2000 um über 100 Mio. Tonnen gestiegen 

1 Zentrum für Entwicklungsforschung (ZEF), Universität Bonn. 
2 Dieser Beitrag wurde in abgewandelter Form Anfang 2023 auch im Magazin DGEwissen 

der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) publiziert. 
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und beträgt aktuell etwa 340 Mio. Tonnen pro Jahr – bei weiter stark steigendem 
Trend. 

In Europa stagniert der Fleischkonsum auf sehr hohem Niveau. In Deutschland 
ist der Konsum seit einigen Jahren leicht rückläufig, wenngleich er weiterhin deutlich 
über dem weltweiten Durchschnitt liegt. Zum Vergleich: In Deutschland werden 
derzeit knapp 80 kg Fleisch pro Kopf und Jahr konsumiert (der Konsum bezieht 
sich auf das Schlachtgewicht inkl. Knochen; der tatsächliche Verzehr lag im Jahr 
2022 bei 55 kg pro Kopf), während der weltweite Durchschnitt bei ungefähr 40 kg 
pro Kopf und Jahr liegt und weiterhin ansteigt. In vielen afrikanischen Ländern liegt 
der pro-Kopf Fleischkonsum bei unter 10 kg pro Jahr (FAO 2023). 
 
Ernährung und Gesundheit 

Gesundheitlich kann Fleisch zu einer ausgewogenen Ernährung beitragen. Fleisch 
enthält essentielle Aminosäuren und ist reicher an bioverfügbaren Vitaminen und 
Mineralien als die meisten pflanzlichen Produkte. Ein Mangel an diesen Nährstoffen 
in kritischen Lebensphasen kann schwerwiegende und dauerhafte Folgen haben, 
darunter Geburtsfehler, Anämie, vermindertes Wachstum und kognitive Beeinträch-
tigungen. 

Die meisten Nährstoffe lassen sich zwar auch durch eine ausgewogene pflanz-
liche Ernährung aufnehmen. Dazu braucht es jedoch eine gewisse Ernährungs-
kompetenz ebenso wie ein ausreichendes Einkommen und ständige Verfügbarkeit 
hochwertiger pflanzlicher Lebensmittel oder anderer tierischer Produkte wie Milch 
und Eier. 

Für viele Menschen ist eine gesunde Ernährung auch ganz ohne tierische Lebens-
mittel möglich, wenn ausgewogen konsumiert und spezifische Nährstoffe supple-
mentiert werden. Aber nicht immer ist das ohne weiteres möglich. Gerade in den 
Ländern des globalen Südens, in denen die Infrastruktur oft schwach ist und die 
Märkte nicht gut funktionieren, sind nährstoffreiche pflanzliche Lebensmittel auf-
grund von Saisonalität nicht immer verfügbar oder teilweise sehr teuer. Hier können 
Fleisch und andere tierische Lebensmittel in geringen Mengen erheblich zur 
besseren Ernährung und Gesundheit beitragen (Khonje et al. 2022). In Deutschland 
sind nährstoffreiche pflanzliche Lebensmittel ganzjährig verfügbar. Dennoch 
können tierische Produkte in Lebensphasen mit besonders hohen Nährstoffan-
sprüchen – z.B. während der Schwangerschaft und Stillzeit oder im Kleinkindalter – 
dabei helfen, Nährstoffunterversorgungen zu vermeiden. 

Neben den ernährungsphysiologischen Vorteilen von Fleisch kann ein sehr 
hoher Konsum jedoch auch gesundheitliche Risiken mit sich bringen, insbesondere 
wenn die Ernährung nicht ausgewogenen ist. Vor allem verarbeitetes Fleisch, rotes 
Fleisch und zu hohe Mengen gesättigter Fettsäuren werden in vielen Studien mit 
negativen Gesundheitseffekten assoziiert (Clark et al. 2019). Verarbeitetes Fleisch, 
d.h. Fleisch, das durch Salzen, Pökeln, Fermentieren, Räuchern oder andere Ver-
fahren haltbar gemacht wurde, begünstigt verschiedene chronische Krankheiten, wie 
Herz-Kreislauf-Leiden, einige Krebsformen und Diabetes. Der Konsum großer 
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Mengen roten Fleischs wird mit ähnlichen Gesundheitsrisiken in Verbindung 
gebracht. Hier stehen vor allem die hohe Zufuhr von Hämeisen sowie Aminosäuren 
und Lipidmetaboliten im Verdacht, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Diabetes zu 
begünstigen. Mäßiger Verzehr von unverarbeitetem rotem Fleisch wird im Rahmen 
gesunder Ernährungsmuster jedoch überwiegend als unproblematisch eingeschätzt. 
Nichtsdestotrotz ist es für Personen, die regelmäßig große Mengen von rotem 
Fleisch (vor allem Rindfleisch) verzehren, wahrscheinlich vorteilhaft, den Konsum 
zu reduzieren und dabei auf ausreichend Obst, Gemüse, Vollkornprodukte, Hülsen-
früchte und Nüsse in der Ernährung zu achten. 
 
Umwelt und Klima 

Neben den direkten Vor- und Nachteilen von Fleisch für die menschliche Gesund-
heit, müssen auch die Effekte auf die planetare Gesundheit und die Stabilität der 
Ökosysteme beachtet werden. Hier zeigt sich, dass tierische Produkte deutlich 
größere Umwelt- und Klimaauswirkungen haben als die meisten pflanzlichen Le-
bensmittel (Poore und Nemecek 2018). So liefert der Tiersektor ungefähr 20% der 
weltweiten Nahrungsenergie, braucht dafür jedoch 40% der globalen Ackerfläche 
(zusätzlich zu den Weideflächen) und mehr als ein Viertel des gesamten Süßwasser-
verbrauchs. Der Tiersektor ist zudem für rund zwei Drittel aller ernährungsbe-
zogenenen Treibhausgasemissionen verantwortlich (Xu et al. 2021). 

Die steigende Nachfrage nach Fleisch und anderen tierischen Produkten führt in 
vielen Regionen zu einer Ausweitung der für die Weide- und Futtermittelproduktion 
benötigten Flächen. Dies geschieht oft in Form von Entwaldung. Solch veränderte 
Landnutzung hat erhebliche Auswirkungen auf die Böden, das Wasser, die biolo-
gische Vielfalt und das Klima. Neben der Umwandlung natürlicher Lebensräume in 
Weide- und Futteranbauflächen führt auch Bodendegradation als Folge unge-
eigneten Weidemanagements und Eutrophierung, also die unerwünschte Zunahme 
von Nährstoffen in einem Ökosystem, zu erheblichen Verlusten an biologischer 
Vielfalt (Parlasca und Qaim 2022). 

Eutrophierung kann durch Überdüngung von Ackerflächen und Weiden ent-
stehen und zu Hypoxie und „toten Zonen“ entlang eines Flusses und im Küsten-
ökosystem führen. Aber auch die Viehhaltung selbst trägt erheblich zur Eutro-
phierung bei, wenn Gülle unzureichend gemanagt und entsorgt wird. Umgekehrt 
kann Viehdung, wenn er richtig eingesetzt wird, wichtige Rollen beim Nährstoff-
recycling spielen und durch die Bereitstellung von Nährstoffen in ansonsten 
unfruchtbarem Grasland der biologischen Vielfalt zugutekommen. Die deutlich 
stärkeren Probleme für die Artenvielfalt und die Umwelt durch intensive Vieh-
haltung werden dadurch jedoch nicht ausgeglichen. Vor dem Hintergrund der global 
kontinuierlich steigenden Tierproduktion ist davon auszugehen, dass eine Weiter-
führung der aktuellen Trends die Funktionen vieler Ökosysteme massiv gefährdet. 

Die erheblichen Umwelt- und Klimaprobleme der Tierhaltung lassen sich nicht 
wegdiskutieren. Dennoch muss hervorgehoben werden, dass die jeweiligen lokalen 
Verhältnisse und die Art der Produktion großen Einfluss auf die Effekte und die 
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damit verbundenen Nachhaltigkeitskonflikte haben. So können zum Beispiel Weide-
tiere auch solche Flächen für die Nahrungsproduktion erschließen, welche aufgrund 
steilen Geländes, geringer Bodentiefe, kurzer Wachstumsperioden oder anderer ein-
schränkender Faktoren nicht für den Ackerbau geeignet sind. Diese Flächen machen 
mit ungefähr 1,3 Milliarden Hektar einen Großteil der globalen landwirtschaftlichen 
Flächen aus. Allerdings würde eine Tierhaltung, die nur auf einer nachhaltigen Nut-
zung dieser Flächen beruht, eine starke Reduktion der Tierbestände und des glo-
balen Fleischkonsums erfordern. 

Im Vergleich zu pflanzlichen Eiweißquellen ist gerade Fleisch mit sehr hohen 
Treibhausgasemissionen verbunden. Emissionen entstehen in erster Linie bei der 
Produktion von Futtermitteln, bei den Verdauungsprozessen von Wiederkäuern und 
bei der Dungwirtschaft. Die Emissionen aus Transport, Verpackung und Einzel-
handel sind im Vergleich dazu fast vernachlässigbar. 

Die Klimafußabdrücke von rotem Fleisch sind besonders groß, wobei Rind-
fleisch aus extensiver Weidehaltung noch deutlich schlechter abschneidet als Rind-
fleisch aus intensiver Mast oder aus Milchviehbetrieben. Diese Vergleiche machen 
deutlich, dass es einen Zielkonflikt zwischen Klimaschutz und der Verringerung der 
Konkurrenz zwischen Nahrungsmitteln und Futtermitteln gibt. Die Fütterung von 
Rindern mit Gras und anderen für den Menschen ungenießbaren Futterkompo-
nenten führt zu höheren Methanemissionen bei der Verdauung und verlängert die 
Zeit, die ein Tier braucht, um das gewünschte Schlachtgewicht zu erreichen. Da-
durch entstehen höhere Treibhausgasemissionen als bei der Fütterung mit Getreide 
und anderen nährstoffreichen Komponenten aus dem Ackerbau (Parlasca und Qaim 
2022). 
 
Fazit 

Abgesehen von negativen Umwelt- und Klimaeffekten durch die tierische Pro-
duktion gibt es weitere Probleme, die mit Blick auf Nachhaltigkeit nicht zu ver-
nachlässigen sind. Das betrifft tierethische Fragen, den großflächigen Einsatz von 
Antibiotika in der Tierhaltung, die schlechten Arbeitsbedingungen in vielen 
Schlachthöfen sowie die Rolle der Tierhaltung bei der Entstehung und Verbreitung 
von Zoonosen (Parlasca und Qaim 2022). Auch wenn diese Fragen hier nicht im 
Detail erläutert werden können, ist es eindeutig, dass der derzeitige hohe Konsum 
von Fleisch in vielen Teilen der Welt nicht mit dem Ziel einer global nachhaltigen 
Entwicklung vereinbar ist. Dennoch sollte Fleisch nicht grundsätzlich verteufelt 
werden, weil die Produktion in vielen Situationen zur Verringerung von Armut und 
der Konsum zur Verringerung von weit verbreiteten Ernährungsdefiziten beiträgt. 

Da die meisten Umwelt- und Klimaprobleme während des Produktionsprozesses 
auftreten, können technologische Innovationen zur Verringerung der negativen 
Effekte eine wichtige Rolle spielen. Hierzu gehören züchterische Innovationen 
ebenso wie neue Futterkomponenten und Haltungskonzepte. Auch Fleisch aus dem 
Labor mag zukünftig an Bedeutung gewinnen und zu mehr Nachhaltigkeit beitragen. 
Dennoch: technologische Innovationen in der Produktion allein werden nicht 
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ausreichen, so dass klare Veränderungen im Konsum ebenfalls vonnöten sind. Auch 
wenn nicht alle Vegetarier werden müssen, ist eine deutliche Verringerung des 
Konsums von Fleisch erforderlich. Die gilt vor allem für Menschen in den reichen 
Ländern wie bei uns, wo das derzeitige Konsumniveau von Fleisch sehr hoch ist und 
wo geeignete pflanzliche Alternativen das ganze Jahr über zur Verfügung stehen. 
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Joachim Ringleben 

Gedanken über einen Satz Gadamers 
 

In Hans-Georg Gadamers Hauptwerk „Wahr-
heit und Methode. Grundzüge einer philo-
sophischen Hermeneutik“ (1960),1 diesem Klas-
siker neuerer Hermeneutik, findet sich der Satz: 

„Nicht nur gelegentlich, sondern immer über-
trifft der Sinn eines Textes seinen Autor“ (280). 

Es ist ohne weiteres klar, dass, wenn Gadamers 
Satz wahr ist, das für alle Disziplinen, in denen 
es um die Auslegung von Texten geht und die es 
folglich immer mit Fragen der Hermeneutik und 
dem Sinnverstehen zu tun haben, von großer 
Bedeutung ist. Das gilt im Falle meines Faches, 
der Theologie, auch und besonders, sofern wir 
beispielsweise den Sinn von Sätzen der Bibel 
oder auch der Festlegungen des Dogmas oder 
geschichtlicher theologischer Aussagen auszu-
legen bzw. für die Gegenwart unter ihren Denk-

bedingungen interpretierend zu klären haben. In solchen Fällen legt sich stets die 
Frage nahe, ob die eigene, heutige denkende Interpretation den ursprünglichen Sinn 
des Textes überhaupt noch trifft, da dessen Abfassung oft lange, in manchen Fällen 
fast 2000 Jahre zurückliegt und man historisch nicht immer ganz genau und mit 
zweifelsfreier Gewissheit wissen kann, was der Autor, z.B. der Apostel Paulus, selber 
eigentlich gemeint hat bzw. ob er wirklich eben das gemeint hat, was der heutige 
Leser und Ausleger sich dabei denkt. 

Genau für diese elementare hermeneutische Frage ist Gadamers Satz relevant. 
Wie ist es also zu plausibilisieren, was Gadamer in diesem Satz thetisch feststellt? 
Ich will, um das zu erreichen, hier nicht unmittelbar wieder selber hermeneutische 
Überlegungen aus Gadamers großem Buch heranziehen, sondern ich möchte seinen 
Satz von Humboldt her, also aus einer eher sprachphilosophischen Perspektive ver-
ständlich machen.2 

1 Im folgenden zitiert nach der 4. Auflage, Tübingen 1975. 
2 Man kann die (auch theologisch wirksam gewordene) Tradition spezifisch hermeneutischen 

Denkens, die von Schleiermacher über Dilthey, Heidegger und auch Gadamer in der 
evangelischen Theologie des 20.Jahrhunderts bedeutende Ansätze bestimmt hat (wie z.B. 
E. Fuchs, G. Ebeling, E. Jüngel, H. Weder), einigermaßen deutlich unterscheiden von der 
Geschichte des Sprachdenkens, die sich, wie schon bei Luther, dann bei J.G. Hamann, Hegel, 
W.v. Humboldt, J. König, Br. Liebrucks J. Simon u.a. findet. Bei Gadamer ist kaum ein 
Einfluss Humboldts zu verzeichnen. 
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Gadamers Satz lautet, wie gesagt:  
„Nicht nur gelegentlich, sondern immer übertrifft der Sinn eines Textes seinen Autor.“  

Der Sinn eines Textes beschränkt sich demnach nicht auf das in den Formulierun-
gen seines Autors von diesem unmittelbar Intendierte und im sprachlichen Aus-
druck Gemeinte. Ich erinnere hier zunächst an die (in einem spezielleren Zusammen-
hang geäußerte) Feststellung Hegels, dass das Sprechen „die göttliche Natur hat, die 
Meinung unmittelbar zu verkehren“,3 d.h. das unmittelbar und als Einzelnes Ge-
meinte in die Allgemeinheit der Sprache so aufzunehmen, dass man immer schon 
mehr und anderes sagt, als man direkt im Sinn hat.4 

Dies gilt, indem und weil jeder Sprecher und Autor sich der Sprache bedient, die 
als solche „immer“, d.h. ihrem eigenen Wesen entsprechend, von größerer Allgemein-
heit ist (oder auch: niemandem nur allein gehört) und insofern über jede bestimmte 
einzelne Inanspruchnahme selbst hinausreicht. Dafür sei der sog. Erste Hauptsatz 
W.v. Humboldts angeführt: „Durch denselben Act, vermöge er [sc. der Mensch] die 
Sprache aus sich herausspinnt, spinnt er sich in dieselbe ein“.5  

Das besagt: Wer etwas sprachlich produziert, kann das nur tun, indem er notwen-
digerweise den von der Sprache vorgegebenen Möglichkeiten, d.h. ihren eigenen 
Bahnen, folgt und sich ihnen im Denken überlässt. Daher besteht unser Sprechen 
und Schreiben in einer eigentümlichen Verschränkung von spontanem Hervorbringen, 
auch von Neuem, noch nicht Gedachtem, und rezeptivem Sicheinlassen auf das Eigen-
wesen der Sprache. 

Dies bedeutet nun: Das in der Sprache, als einer dem sie subjektive verwenden-
den Autor vorgegebenen Artikulationsmöglichkeit bereit liegende, unerschöpfliche 
Sinn-Potential „übertrifft“ jede aktuelle Verwendung, die wir in einem konkreten 
Aussagezusammenhang im Blick haben mögen, und zwar prinzipiell. Demgemäß 
reichen – um noch einmal Gadamer zu zitieren – „im allgemeinen die Sinntendenzen 
eines Textes weit über das hinaus, was der Urheber desselben im Sinne hatte“ (354). 
Nach Humboldt gilt nun zwar einerseits:  

„Erst im Individuum erhält die Sprache ihre letzte Bestimmtheit, nämlich sofern der 
Sprecher oder Autor sie für seine Gedanken in Anspruch nimmt“.6  

Aber das Gesagte und Gehörte bzw. Geschriebene und Gelesene wird von dem 
Hörer oder Leser unvermeidlich auf seine eigene Weise, die Sprache zu verwenden 
und aufzunehmen, angeeignet. Daher geht es bei Humboldt so weiter:  

„[…] keiner denkt bei dem Wort [d.h. auch dem geschriebenen] gerade und genau das, 
was der andre, und die noch so kleine Verschiedenheit zittert, wie ein Kreis im Wasser, 

3 G.W.F. Hegel, Werke in zwanzig Bänden (Theorie Werkausgabe), Band 3 (Frankfurt 1970), 
92. 

4 Genauer dazu: J.R., Arbeit am Gottesbegriff. Band 3. Theologie als sprachliches Denken 
(Göttingen 2021), 157f.  

5 Gesammelte Schriften (Akademieausgabe; Leitzmann), Band VII, 60. 
6 A.a.O. 65f. 
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durch die ganze Sprache durch. Alles Verstehen ist daher immer zugleich ein Nicht-
verstehen, alle Uebereinstimmung in Gedanken … zugleich ein Auseinandergehen“.7  

Denn jeder denkt beim Hören oder Lesen eben stets selber weiter. Indem ein Autor 
das, was er im Sinn hat, zu sprachlichem Ausdruck bringt – so angemessen wie immer 
möglich – , überlässt er, sich entäußernd, sich dem Medium (oder auch: der Mitte)8 
der Sprache, die dabei zugleich ihren eigenen Möglichkeiten folgt. Denn die Sprache 
ist nicht ein bloßes Ausdrucksmittel oder zeichenhaftes Instrument schon fertiger 
Gedanken; sondern nach Humboldts bedeutsamer Formulierung ist sie an sich 
selber schon „das bildende Organ des Gedanken“.9 Darin steckt schon der Mehrwert 
der Sprache gegenüber den durch sie geäußerten Gedanken; Humboldt: „Die 
Sprache (ist) ein nothwendiges Erfordernis zur ersten Erzeugung des Gedanken, 
und zur fortschreitenden Ausbildung des Geistes“.10 

Entsprechend sagt jeder Sprechende, sich den produktiven Bahnen der Sprache 
überlassend, stets schon mehr als er weiß und wissen kann, weil die von Anderen 
gehörte Rede oder der von ihnen gelesene Text seinerseits gemäß ihrem Sprach-
verstehen rezipiert wird. 

Die Allgemeinheit, d.h. Situationsenthobenheit, schriftlich niedergelegter Gedan-
ken enthält eine unabsehbare Offenheit für je neue Varianten des Verstehens – kraft 
der produktiven Möglichkeit jeweils weitergehenden Aufnehmens und Weiterden-
kens eben der Sprache eines vorliegenden Textes. So sagt auch Gadamer: „Es ent-
springen stets neue Quellen des Verständnisses, die ungeahnte Sinnbezüge offen-
baren.“ (282) Bei Humboldt liest sich dies folgendermaßen:  

„Durch die gegenseitige Abhängigkeit des Gedankens, und des Wortes von einander 
leuchtet es klar ein, dass die Sprachen nicht eigentlich Mittel sind, die schon erkannte 
Wahrheit darzustellen, sondern weit mehr, die vorher unerkannte zu entdecken“.11  

Statt ein Gefängnis für das Denken zu sein, ist die Sprache in Wahrheit vielmehr 
dessen produktives Vehikel: „Die Sprache besteht daher … ganz vorzüglich auch 
aus Methoden, die Arbeit des Geistes, welcher sie die Bahn und die Form vorzeich-
net, weiter fortzusetzen.“12 

7 Ebd. Zur Ergänzung dieser Aussagen sei noch das Folgende zitiert: „Die Menschen ver-
stehen einander nicht dadurch, dass sie sich gegenseitig bestimmen, genau und vollständig 
denselben Begriff hervorzubringen, sondern dadurch, dass sie gegenseitig in einander das-
selbe Glied der Kette ihrer sinnlichen Vorstellungen und inneren Begriffserzeugungen 
berühren, dieselbe Taste ihres geistigen Instruments anschlagen, worauf alsdann in jedem 
entsprechende, nicht aber dieselben Begriffe hervorspringen.“ (A.a.O. 170) 

8 Nach Hegels dialektischer Formulierung gilt: „Die Sprache aber tritt nur als die Mitte 
selbständiger und anerkannter Selbstbewußtsein[e] hervor.“ (a.a.O. 479) 

9 A.a.O. Band VI, 152 (Hervorh. J.R.). Vgl. dazu J.R. , a.a.O. 96. 
10 A.a.O. 174 (Hervorh. J.R.). 
11 A.a.O. Band IV, 27f. 
12 Humboldt, a.a.O. Band VII, 62. 
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Sich schreibend und lesend der Sprache zu überlassen, bedeutet immer, in eine 
unabschließbare Bewegung sie vernehmender Selbsttätigkeit (d.i. eigenen Sprechens) 
und selbsttätigen Vernehmens (d.i. weiter zu denken und zu sprechen) einzutreten, 
in welcher Bewegung die Sprache ihr unausschöpfbares Leben hat. 

Ich komme zum Schluss. Wenn man, wie ich als Systematischer Theologe es tue, 
bei biblischen Texten und überkommenen theologischen Themen grundsätzlich 
fragt: Was kann man sich dabei denken?13 – so müssen sich derartige Gedanken 
nach allem von Humboldt Gesagten aus dem vorgegebenen Wortlaut (dem, was 
„da-steht“) heraus entwickeln lassen, an den sie so eng wie möglich anschließen 
sollen und mit dem sie in „Tuchfühlung“ zu bleiben haben. 

Zugleich aber führen solche Gedanken, indem sie sich der sprachlichen Potenz 
der Texte anvertrauen, notwendig über deren unmittelbaren Sinn – als das vom 
Autor Gemeinte – hinaus, und bleiben doch, sprachlich geleitet, sachgemäß. Das gilt 
beispielsweise auch für zentrale neutestamentliche Begriffe wie Geist, Freiheit, Liebe 
und Wahrheit,14 und es gilt sogar auch für den Begriff Gott. 

Also: Ebenso wie das ursprünglich Gedachte zur Sprache kommt, kommt das 
Denken weiterdenkend sich aus ihr auch entgegen. Die vorgegebene Sprache eines 
Textes selber lässt ihn im Denken produktiv werden. 

Dafür könnte der Satz Gadamers, von dem ich hier ausgegangen bin, in meiner 
Interpretation selber ein Beleg sein. 
 

13 Etwa im Sinne von Goethes Faust: „Und was in schwankender Erscheinung schwebt, / 
Befestiget mit dauernden Gedanken.“ (I, 348f) 

14 Vgl. E. Hirsch: „Der Paulinismus hat die Macht der Worte Geist, Freiheit und Liebe im 
abendländischen Denken begründet“ (Leitfaden zur christlichen Lehre, Tübingen 1938, 29) 
sowie: „Indem das vierte Evangelium den Begriff der Wahrheit aufnimmt, … macht es das 
Sichöffnen für die Reflexion des abendländischen Geistes zum unentrinnlichen Schicksal 
der christlichen Religion.“ (a.a.O. 36) 



Nikolaus Henkel 

Sebastian Brant – Eine Archäologie zur Bildungs- und 
Wissensgeschichte um 1500 
 

Die Beschäftigung mit dem Basler Juristen und – ab 
1501 – Straßburger Syndicus Sebastian Brant stellt 
aus der Perspektive eines einzelnen Fachs eine be-
sondere Herausforderung dar, denn ausgesprochen 
vielfältig sind die Felder des kulturellen und wissen-
schaftlichen Interesses und gesellschaftlichen Enga-
gements dieses Mannes. Bekannt ist er als Verfasser 
der großangelegten Satire des Narrenschiffs von 1494, 
das, vielfach aufgelegt wurde und – nach einer von 
Brant autorisierten lateinischen Version – auch ins 
Niederdeutsche, Niederländische, Französische, 
Englische übertragen wurde. Dem Narrenschiff und 
seiner Verbreitung und Wirkungsgeschichte ist der 
Großteil der Brant-Forschung gewidmet.1 Brants 
weiteres Wirken, insbesondere dort, wo er in der 
Koiné Lateineuropas schreibt, in lateinischer 

Sprache also, fand bis auf wenige Ausnahmen nur geringe Beachtung. Dazu gehört 
etwa seine Tätigkeit als Jurist, als Herausgeber wichtiger Schriften der Patristik wie 
auch der ersten europäischen Petrarca-Werkausgabe, als Verfasser zahlreicher reli-
giöser Dichtungen; wenig Aufmerksamkeit in der Forschung fand zudem Brants tat-
kräftiges Engagement für die Marienverehrung, insbesondere für die – dogmatisch 
heikle – Konzeption einer Immaculata Conceptio, also der Lehre von der Unbe-
fleckten Empfängnis Mariens, weiterhin seine lateinische Dichtung; etwas mehr Be-
achtung fanden seine Flugblätter, lateinische wie deutsche, in denen er die Reichs-
politik des Königs und späteren Kaisers Maximilian I. publizistisch vertrat. Doch 

1 Einen umfassenden bibliographischen Überblick bieten Joachim Knape/Thomas Wilhelmi, 
Sebastian Brant Bibliographie. Bd. 1: Werke und Überlieferungen (Gratia 53), Wiesbaden 
2015, sowie Bd. 2: Forschungsliteratur bis 2016 (Gratia 63), Wiesbaden 2018. Laufend 
aktualisiert wird der Forschungsstand verzeichnet im Würzburger Projekt Narragonien digital, 
das auch zahlreiche Textausgaben bereitstellt (https://narragonien-digital.de). – Anlässlich 
von Brants 500. Todestag (10.05.1521) haben in Basel und in Straßburg Fachtagungen zu 
Brant und seinem Werk stattgefunden, deren Erträge unlängst publiziert wurden: Sebastian 
Brant, das „Narrenschiff“ und der frühe Buchdruck in Basel. Zum 500. Todestag eines 
humanistischen Gelehrten, hg. von Lysander Büchli/Alyssa Steiner/Tina Terrahe, Basel 
2023, sowie: Sebastian Brant (1457–1521). Europäisches Wissen in der Hand eines 
Intellektuellen der Frühen Neuzeit, hg. von Peter Andersen/Nikolaus Henkel (Kultur-
topographie des alemannischen Raums 13), Berlin/Boston 2023 (beide Bände sind im open access 
verfügbar). 
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festzustellen ist immer noch: Vieles von dem, was Brant verfasst, was Brant auch 
herausgegeben hat, ist ungelesen.  

Ziel der Beschäftigung mit Sebastian Brant war für mich, aus dem Horizont einer 
historischen Kulturwissenschaft durch wissens- und bildungsgeschichtlich orien-
tierte Analysen neue Erkenntnisse zu kulturhistorischen Phänomenen der Zeit um 
1500 zu gewinnen. Dafür erschien Sebastian Brant als Mittelpunkt und Ziel einer 
Untersuchung besonders geeignet: In ihm treffen wir einen Vertreter der intellek-
tuellen Eliten der Zeit, an die er sein umfangreiches lateinisches Werk adressiert, 
die Editionen von Texten der Antike und der Patristik, die kommentierten juris-
tischen Fachtexte wie auch Flugblätter zur aktuellen politischen Lage. Gleichzeitig 
wendet er sich in deutscher Sprache an die Laien seiner Zeit, die nicht an der 
Koiné Lateineuropas teilhaben. Für sie bringt er zahlreiche Text in der Volkssprache 
heraus, neben dem Narrenschiff vor allem religiöse und didaktische Dichtungen, 
dazu Übersetzungen seiner Flugblätter. In Brant, so können wir sagen, vereinigen 
sich die Perspektiven der lateinischen wie auch der deutschen Literatur, des Rechts 
und seiner Praxis,2 der Bildungs- und der Frömmigkeitsgeschichte, speziell der 
Mariologie, des Erbes der Antike und der Patristik sowie des Umgangs mit den 
Medien von Buchdruck und Bild.3 Zudem wird mit Brants Wirken und dessen 
unterschiedlichen Publikumsadressierungen ein relativ breites Spektrum der zeit-
genössischen Gesellschaft und ihrer kulturellen Interessen erreicht. 

Ich beginne mit einem Beispiel. Vom 22. Juli 1480 an, dem Tag der hl. Maria 
Magdalena, herrschte im gesamten Oberrheingebiet, besonders auch in Basel ein 
verheerendes Sommerhochwasser, auch Magdalenenhochwasser genannt.4 Der 
Rhein trat weit über die Ufer und überschwemmte nicht nur das wenig geschützte 
Kleinbasel, sondern auch die ganze Stadt, über die Schifflände hinaus bis zum 
Kornmarkt, dem heutigen Marktplatz, wo selbst der Trog des dortigen Brunnens – 
er steht heute noch an dieser Stelle – nicht mehr sichtbar war. Der junge Basler Jurist 
Sebastian Brant, mit 23 Jahren kurz zuvor zum Baccalaureus iuris promoviert, hält 
das Ereignis in einer kleinen Dichtung fest, die wohl zunächst als Flugblatt ver-
öffentlicht wurde. Schon die Sprache, in der er sie abfasst, Latein, ist bezeichnend: 

2 Siehe dazu Hans-Jürgen Becker, Sebastian Brant und die Kanonistik seiner Zeit, in: 
Sebastian Brant. Europäisches Wissen in der Hand eines Intellektuellen (Anm. 1), S. 181–
222; Andreas Deutsch, Sebastian Brant als zivilrechtlicher Autor, Redaktor und Beiträger, 
in: ebd., S. 223–268. 

3 Siehe zu den unterschiedlichen Feldern von Brants Wirken: Nikolaus Henkel, Sebastian 
Brant. Studien und Materialien zu einer Archäologie des Wissens um 1500, Berlin 2021. 

4 Siehe Christian Pfister/Oliver Wetter, Das Jahrtausendhochwasser von 1480 an Aare und 
Rhein, in: Berner Zs. für Geschichte 4, 2011, S. 41–49 (mit weiterführender Literatur); Iso 
Himmelsbach, Erfahrung – Mentalität – Management. Hochwasser und Hochwasserschutz 
an den nicht-schiffbaren Flüssen im Ober-Elsass und am Oberrhein (1480–2007), Diss. 
Freiburg/Br. 2012, bes. S. 46–52 und passim (Digitalisat:  
https://freidok.uni-freiburg.de/fedora/objects/freidok:8969/datastreams/FILE1/conte
nt). 
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- zu den Aktanten im historischen Gefüge dieser Zeit, die in dieser Wissens- und 
Bildungswelt leben und sie gestalten: den intellektuellen Eliten. 

Mit dem methodischen Konzept einer Archäologie des Wissen suche ich nicht den 
Anschluss an Michel Foucaults großen Essay Archäologie des Wissens, der, aus um-
fangreicheren Vorarbeiten entstanden, erstmals 1969 erschienen ist, in mehrere 
Sprachen übersetzt und in zahlreichen Disziplinen rezipiert wurde. Dabei ist der von 
Foucault entwickelte Begriff von Archäologie, so Kurt Ebeling, „eine der schillernd-
sten und umstrittensten Konzeptionen im Werk Foucaults“6.   

In dem von mir verfolgten Ansatz einer Archäologie des Wissens verwende ich 
den Begriff im übertragenen Sinne, als schlichte Wissenschaftsmetapher, die sich 
orientiert an Gegenstand, Verfahren und Ziel der einschlägigen Fachdisziplin der 
Archäologie, wie sie etwa in einem der maßgeblichen Handbücher von Colin Ren-
frew und Paul Bahn formuliert wurden: 

„Archaeology is partly the dicovery of the treasures of the past, partly the meticulous 
work of the scientific analyst, partly the exercise of the creative imagination. […] But it 
is also the painstaking task of interpretation so that we come to understand what these 
things [sc. the treasures of the past] mean for the human story. And it is the conservation 
of the world’s cultural heritage – against looting and against careless destruction.“7 

Es geht bei der Beschäftigung mit Sebastian Brant also darum, 

- Unbekanntes, die verborgenen Überreste, gewissermaßen ‚Scherben‘ einer histo-
risch um 1500 verorteten Wissens- und Bildungskultur aufzudecken, zu ordnen 
und zu beschreiben; 

- die Akteure der Zeit um 1500, ihre Horizonte des Wissens und der Bildung zu 
verorten, ihre kulturellen Hervorbringungen zu analysieren, sowohl auf der Seite 
der Verfasser wie auch auf der der Adressaten, und hieraus 

- Erkenntnisse über die Wissens- und Bildungskultur der Vergangenheit, hier der 
Übergangszeit um 1500 zwischen Spätmittelalter und Reformation zu gewinnen. 

Die Kasualdichtung des jungen Basler Juristen zum Hochwasser in Basel im Jahr 
1480 kann als Exempel dienen. Das Vergil-Zitat ist eine kleines Teilchen aus einem 
umfassenden Kosmos kulturellen Wissens, in dem Texte der Antike in einer sich 
wandelnden, aber doch ungebrochenen Präsenz bis weit in die Neuzeit bereitstehen: 
einerseits zum Studium, andererseits zur kreativen Instrumentalisierung für Belange 
der je aktuellen Gegenwart. Daneben tritt ein weiterer Aspekt: Brant nutzt das 
Vergil-Zitat im Bewusstsein, das seine Leser hinter „Quid pater o Neptune paras“ 
die Aeneis-Episode von dem über die Trojaner hereinbrechenden Unwetter erken-
nen und dies mit intellektuellem Genuss mit der gegenwärtigen Situation verbinden.  

6 Siehe die knappe und ungemein dichte Zusammenfassung von Kurt Ebeling, Archäologie, 
in: Foucault-Handbuch. Leben – Werk – Wirkung, hg. von Clemens Kammler/Rolf 
Parr/Ulrich Johannes Schneider, Stuttgart/Weimar 2008, S. 219–221, hier S. 219. 

7 Colin Renfrew/Paul Bahn, Archaeology. Theories, Methods, and Practice. 6th ed., London 
2012, S. 12 (ebenso bereits in der ersten Auflage von 1991). 
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Nun wissen wir, dass Lesen und Verstehen auf unterschiedlichen Ebenen statt-
finden kann. Wer das Vergilzitat nicht kennt, wird sich wundern, was Neptun mit 
dem Rhein zu tun hat. Intendiert ist diese Lektüre von Brant nicht. Ich habe das 
hier intendierte Verhältnis zwischen Text und Leser an anderer Stelle bezeichnet als 
„intellektuellen Kontrakt“: der Text stellt ein Angebot bereit, der Leser antwortet 
darauf mit seinem umfassenden kulturellen Wissen.8 Wer nicht imstande ist in diesen 
Kontrakt einzutreten, steht draußen vor der Tür. So auch der Herausgeber von 
Brants Kleinen Texten, dem der Zusammenhang mit Vergils Aeneis unbekannt ge-
blieben ist. 

Das Vergilzitat bei Brant ist in meinem Verfahren kulturwissenschaftlicher 
Analyse also ein gewissermaßen archäologischer Tonscherben, der in der Forschung 
unserer Zeit zunächst aufgefunden, hinsichtlich des Vergil-Bezugs erkannt, dann 
aber in der Wissenskultur der Zeit um 1500 kontextualisiert werden muss. 

Wichtig ist dabei, auch die Schicht der Akteure innerhalb der Wissenskultur um 
1500 begrifflich zu fassen: ich bezeichne sie als intel lektuel le El ite. Leitend ist 
für dieses Eliten-Segment der Gesellschaft, dass die Prozesse der Aufnahme wie 
auch der Weitergabe und Vermittlung von Wissen und Bildung in den genannten 
drei Feldern in aller Regel im Medium der latein ischen und nur in Ausnahmefällen 
in der deutschen Sprache gestaltet werden und stattfinden.  

Brant ist aber insofern eine Ausnahme, als er in vielen Fällen „zweigleisig“ ver-
fährt und neben seine lateinischen Texte mehrfach auch eine deutsche Version stellt, 
die eine weitere Wirkung anstrebt hinein in die Gruppen, die mit der Koiné Latein-
europas nicht vertraut sind. An zwei Beispielen von Akademikerkritik kann dieses 
Verfahren einer Archäologie des Wissens vorgeführt werden: es sind Fälle von 
Akademikerkritik im Narrenschiff und dessen lateinischer Version, der Stultifera navis. 

Zunächst zum Narrenschiff von 1494. In über 100 Beispielen von Narren, die durch 
ihr törichtes Verhalten das Ziel ihres Lebens verfehlen, will Brant die Leser zur 
Selbsterkenntnis und Korrektur ihres Daseins führen. Die Basler Ausgaben sind 
ganz gezielt datiert auf die Fasnacht der Jahre ab 1494, also auf den Tag, der das 
Ende des Narrentreibens darstellt und auf den nach dem Ritus der Kirche die 
Quadragesima, die 40-tägige vorösterliche Fasten- und Bußzeit folgt. Für diese Zeit, 
als literarischen „Helfer“ für die Umkehr des Lebens, hat Brant sein Narrenschiff 
geschrieben und für jedes Kapitel auch die Konzepte für die Holzschnitte ent-
worfen, von denen den größten Teil der junge Dürer bei seinem Aufenthalt in Basel 
1492 gestaltet hat.9 

8 Siehe Nikolaus Henkel, Reduktion als poetologisches Prinzip. Verdichtung von Erzäh-
lungen im lateinischen und deutschen Hochmittelalter, in: Die Kunst der brevitas. Kleine 
literarische Formen des deutschsprachigen Mittelalters, hg. von Franz-Josef Holznagel/Jan 
Cölln (Wolfram-Studien 24), Berlin 2017, S. 27–55, hier S. 41–44. 

9 Zu den Illustrationen siehe Manfred Lemmer, Die Holzschnitte zu Sebastian Brants 
Narrenschiff. 121 Bildtafeln (zuerst Leipzig 1964), 3., überarb. Aufl. Leipzig 1994. Ein 
Digitalisat der Erstausgabe des Narrenschiffs, Basel 1494, ist verfügbar unter: 
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Abb. 1: Sebastian Brant, Narrenschiff. Basel: Johannes Bergmann von Olpe, 11.2.1494,  
f. 1v. 

https://digital.slub-dresden.de/werkansicht/dlf/11823/7 (Exemplar der SLUB Dresden). 
Textausgabe: Sebastian Brant, Das Narrenschiff. Studienausgabe, hg. von Joachim Knape, 
Stuttgart 2005 (zahlreiche Nachdrucke); daraus die Zitate. 
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In einer umfangreichen gereimten Vorrede beklagt Brant, dass trotz der Fülle an 
Büchern, die dem Menschen den rechten Weg weisen wollen, niemand sich daran 
hält und bessert. Gleichwohl schreibt Brant mit dem Narrenschiff ein weiteres Buch. 
Die Welt sei voller Narren, denen er einen Spiegel vorhalten und sie so zum Besseren 
führen wolle.  

Der Holzschnitt des ersten Kapitels zeigt einen professoralen Gelehrten, kennt-
lich an seinem Birett, der in der erhöhten Kathedra des akademischen Lehrers sitzt, 
inmitten vieler Bücher: ein vielfach dargestellter Bildtyp (Abb. 2/3). Im Nacken sitzt 
ihm jedoch die Narrenkappe und in der Hand hält er einen Fliegenwedel.  

  
Abb. 2/3: Sebastian Brant, Narrenschiff. Basel: Johannes Bergmann von Olpe, 11.2.1494, 
cap. 1, f. a iiijv/vr.  

Für den Eingang der Narrenrevue nutzt Brant einen aus der Rhetorik, auch aus der 
Predigtpraxis bezogenen wirkungsvollen Trick, den Ich-Gestus, indem er sich selbst 
gewissermaßen in die Schar der Narren einreiht. In der Rolle des Büchernarren 
spricht er: ‚Ich besitze einen großen Schatz an Büchern, die ich in Ehren halte. Ich 
lese aber nicht darin, weil ich ihre Sprache, Latein, nicht verstehe; doch ich halte sie 
in Ehren, indem ich die Fliegen von ihnen verscheuche.‘ Warum solle er sich mit 
dem Lernen belasten, fragt er, und stellt fest: Wer viel studiert, wird ein fantast (cap. 1, 
v. 22). Zum (lateinisch geführten) Gespräch mit Gelehrten kann er lediglich bei-
tragen, indem er ita sagt: ‚So isses‘. Er kennt auch die für ihn wichtigsten Vokabeln, 
er weiß etwa, dass vinum ‚Wein‘ heißt. Gleichwohl lässt sich dieser Narr als dom[i]ne 
doctor anreden: 
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Des tütschen orden bin ich fro 
Dann jch gar wenig kan latin 
Jch weyß das vinum heysset win 
Gucklus ein gouch / stultus ein dor 
Vnd das ich heyß domne doctor. (Narrenschiff, cap. 1, v. 28�Å32)  

(‚Des „Ordens“ der Deutschsprecher bin ich froh, denn ich kann nur wenig Latein. Ich 
weiß, dass vinum Wein bedeutet, gucklus (= cuculus) ein Narr und stultus ein Tor – und dass 
ich domine doctor heiße.‘) 

Vorgetäuschte ‚Bildung‘ und ein ‚Gelehrtentum‘, das lediglich durch die reine Mate-
rialität der Bücher präsentiert ist, der höchste akademische Titel, der ungerechtfertigt 
beansprucht wird, das sind die Gravamina, die dieses Kapitel dem Gelehrtenstand, 
dem Brant selbst zugehört, zum Vorwurf macht. Und zum Schluss sagt der Bücher-
narr über sich selbst: die oren sint verborgen mir / man säh sunst bald eins mullers thier (v. 33�Å
34), mit einer Antonomasie für den Esel, der als Inbegriff von Dummheit gilt. Diese 
Wendung ist unmittelbar der Erkenntnis und dem Verständnis der Laienleser zu-
gänglich, für die das Buch bestimmt ist. 

Brant hat bereits bei der Konzeption seiner deutschen Narrenrevue eine 
lateinische Version pro doctis geplant, damit auch schon begonnen, die Ausführung 
jedoch wegen anderweitiger, vor allem juristischer Aufgaben seinem Schüler Jakob 
Locher übertragen. Dessen Vers-Übertragung ist drei Jahre nach dem Narrenschiff, 
1497, wiederum zur Fastnacht, in Basel erschienen.10 Doch Brant war damit nicht 
recht zufrieden und steuert zu der lateinischen Versfassung noch am Rand beige-
druckte Notizen, sogenannte Marginalien, bei, in denen er für die Leser aus der 
Schicht der intellektuellen Eliten Horizonte eröffnet, die über die lateinische Fas-
sung der Satire hinausweisen. Für sie schafft er Raum neben den Texten, indem auf 
die Zierleisten verzichtet wird (Abb. 4/5). Einige von Brants Marginalien wollen wir 
uns anhand des ersten Kapitels vergegenwärtigen. 

Neben den Holzschnitt lässt Brant einen Text setzen, der die Akademikersatire 
über den Umgang mit der Fülle an Büchern aus einer durchaus ernsthaften Perspek-
tive ergänzt:  

Inutilitas librorum. Quod si quis percurrere omnes scriptores cupiat: opprimetur tum 
librorum multitudine tum diuersa scribentium varietate: vt haud facile verum possit 
elicere. Distrahit enim librorum multitudo. Et faciendi libros plures non est finis. (f. 11r). 

(‚Die Nutzlosigkeit von Büchern. Denn wenn man alle Autoren durchgehen möchte, 
wird man erdrückt zum einen durch die Menge an Büchern, zum andern durch die 
unterschiedliche Vielfalt der Schriftsteller, so dass man nur schwer das Wahre zutage 

10 Ein Digitalisat der Ausgabe von 1497 ist verfügbar unter: 
https://daten.digitale-sammlungen.de/~db/0002/bsb00026149/images/index.html 
(Exemplar der BSB München). Eine editorisch unbefriedigende, aber gut kommentierte 
Ausgabe des lateinischen Textes mit deutscher Übersetzung liegt vor: Nina Hartl, Jakob 
Lochers Übertragung von Sebastian Brants Narrenschiff. 2 Bde. (Studien und Texte zum 
Mittelalter und zur frühen Neuzeit 1), Münster/New York 2001. 
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fördern kann. Denn die Menge an Büchern zerreisst einen. Und die Produktion von 
immer mehr Büchern nimmt kein Ende.‘) 

 
Abb. 4/5: Sebastian Brant, Narrenschiff, lat. von Jakob Locher. Basel: Johannes Bergmann 
1497, cap.1, f. XIr/v. 

Diese Passage gilt der Frage, welche Schwierigkeiten die Überfülle des in Büchern 
aufgehobenen Wissens dem studierenden Akademiker bereiten kann. Bei näherem 
Hinsehen erweist sich jedoch die geschlossen wirkende, syntaktisch verknüpfte 
(enim, Et) und auf Kohärenz zielende Aussage als Zitatmontage aus drei gänzlich 
verschiedenen Quellen, die Brant am Fuß der Seite durch Marginalnotizen belegt. 
Die erste, Diodorus Siculus.li.i., verweist auf das Geschichtswerk des griechisch 
schreibenden Historikers Diodor aus Sizilien (1. Jh. v. Chr.). Brant und seine Zeitge-
nossen kannten es in der lateinischen Übersetzung des Humanisten Poggio Braccio-
lini, die in mehreren Inkunabeldrucken verbreitet und auch in Basel verfügbar war.11 
In der Einleitung zum ersten Buch äußert sich Diodor unter anderem zur Schwierig-
keit, aus der Fülle überlieferter Quellen eine kohärente Darstellung zu gewinnen. 
Aus dieser Einleitung nun übernimmt Brant den am Rand zitierten Satz Quod […] 
elicere. Die Herkunft des zweiten Zitats Distrahit enim librorum multitudo belegt Brant 

11 Es existieren vier in Bologna (1472) und Venedig (1476/77, 1481, 1496) gedruckte Inku-
nabelausgaben (GW 08374�Å08377), von denen Brant möglicherweise das aus altem Bestand 
stammende Exemplar der UB Basel, Venedig 1496 (GW 08377), benutzt hat, wo das von 
Brant ausgehobene Zitat im Proömium, f. a iir, steht. 
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